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Vorwort 

Wer sich heute im Zivilrecht habilitieren will, schreibt gegen hundert Jahre Rechtsentwick-
lung unter dem BGB an. Fast alles scheint schon geschrieben. Eigentlich alle großen, 
grundlegenden Fragen scheinen schon besetzt. In besonderem Maße scheint dies für den 
Allgemeinen Teil des BGB zu gelten. Denn kein anderer Teil des BGB scheint dem Juri-
sten so vertraut wie gerade der Allgemeine Teil. Ihn lernt man bereits im ersten Studiense-
mester kennen, und er begleitet als Grundlage durch das gesamte Erlernen des Zivilrechts. 
Diese Vertrautheit, der Glaube, alles im Allgemeinen Teil doch schon seit langem zu ken-
nen, trügt aber. Der Rechtsgeschäftslehre, dem Kern des Allgemeinen Teils, stellt sich ins-
besondere mit dem Verbraucherschutzrecht eine neue Herausforderung. Die Bindung an 
das gegebene Wort ist über weite Strecken nicht mehr so unumstößlich, wie das BGB sie 
einst konzipiert hat. Die Lösungsinstrumente erscheinen vielgestaltig und tragen unter-
schiedliche Namen. Die Erkenntnis, daß sie trotzdem Teile eines einheitlichen Systems bil-
den, wurde und wird dadurch erschwert, daß sie häufig außerhalb der großen Kodifikation 
in Spezialgesetzen standen und stehen. Den Versuch, dieses System zu beschreiben und die 
Herausforderung an den Allgemeinen Teil anzunehmen, habe ich in der vorliegenden Ar-
beit unternommen. Dabei galt es auch, manche Wiederentdeckung zu machen. Denn vieles 
von dem, was insbesondere im ersten Drittel des 20. Jahrhunderts gedacht wurde, ist inzwi-
schen in Vergessenheit geraten, obwohl es heute noch großen Nutzen für die Anwendung 
des geltenden Rechts bringen kann. Außerdem war manche scheinbare Sonderentwicklung 
in einzelnen Gebieten, vor allem im Arbeitsrecht, (wieder) einzubinden in das allgemeine 
Zivilrecht. Besonders reizvoll war es, gewichtige Teile der Erklärungslehre auf ihre Effizi-
enz hin zu untersuchen. Kosten der Rechtsanwendung und Transaktionskosten insgesamt 
möglichst gering zu halten sollte ein Ziel des gesamten Rechts und damit auch des Rechts 
der Willenserklärungen sein. Transaktionskosten- und Anreizperspektive sind mir durch-
gängiger Maßstab gewesen. 

Der Fachbereich Rechtswissenschaften der Universität Osnabrück hat die ursprüngliche 
Fassung der vorliegenden Arbeit im Wintersemester 1999/2000 als Habilitationsschrift an-
genommen. Betreut hat sie mein verehrter Lehrer Prof. Dr. Christian v. Bar. Ihm danke ich 
für sehr viel: für die Chance zur Habilitation, für die große wissenschaftliche und persönli-
che Freiheit, die er mir gelassen hat, für seine nie nachlassende Unterstützung und für die 
Schnelligkeit der Begutachtung. Ich werde mich immer ausgesprochen gern an meine 
Jahre im Institut für Internationales Privatrecht und Rechtsvergleichung der Universität Os-
nabrück erinnern. Das Zweitgutachten hat Prof. Dr. Karl-Heinz Gursky erstellt. Ihm habe 
ich ebenfalls für seine beeindruckende Schnelligkeit, weit mehr aber noch für seine wert-
vollen Anregungen zu danken. Er war ein Zweitgutachter, wie man ihn sich nur wünschen 
kann. Der Mühe des in Osnabrück obligatorischen dritten Gutachtens zu Person und Werk 
hat sich dankenswerterweise Prof. Dr. Rainer Hüttemann unterzogen. Schließlich gilt mein 
Dank Prof. Dr. Ulrich Foerste, der als Dekan alles ihm Mögliche für ein überragend 
schnelles Habilitationsverfahren getan hat. 

Den Anstoß zu der vorliegenden Arbeit verdanke ich meinem damaligen Kollegen Dr. 
Philipp v. Randow. Das ständige bereichernde Gespräch mit ihm, der die Kombination von 
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Jura und Ökonomie beherrscht wie kaum jemand sonst in Deutschland, hat mich dazu be-
wogen, altehrwürdigen Regeln des Allgemeinen Teils unter anderem mit dem Gedanken-
gut der Ökonomischen Analyse nahezutreten. Vor allem dafür, mir diese Welt erschlossen 
zu haben, darf ich mich bei ihm ganz herzlich bedanken, außerdem dafür, daß ich manche 
Idee, manchen Ansatz im freundschaftlichen Gespräch überprüfen und klären durfte. Mei-
nen Eltern und meinen Freunden danke ich für ihr großes Verständnis und für vielfältige 
Aufmunterungen, derer man auf der Langstrecke einer Habilitation oft genug bedarf. 

Die Arbeit befindet sich auf dem Stand vom 1.3.2003. Insbesondere berücksichtigt sie 
die wesentlichen Änderungen des Verbraucherschutzrechts durch das Gesetz über Fernab-
satzverträge und andere Fragen des Verbraucherrechts sowie zur Umstellung von Vor-
schriften auf Euro vom 27.6.2000 (BGBl. 2000 I 897), durch die Schuldrechtsreform und 
durch die Heininger-Novelle (Art. 25 des OLG-Vertretungsänderungsgesetzes, BGBl. 
2002 I 2850). Die Notwendigkeit, diese drei Gesetze einzuarbeiten, hat ein früheres Er-
scheinen der Arbeit leider verhindert und erhebliche Änderungen des ursprünglichen Tex-
tes mit sich gebracht. Für ihre unersetzliche Unterstützung bei der Schlußredaktion danke 
ich herzlich Frau Inga Burmeister. 

Der Deutschen Forschungsgemeinschaft gebührt großer Dank für ihre Geduld und einen 
außerordentlich großzügigen Druckkostenzuschuß. 

Hamburg, 15.6.2003 Peter Mankowski 
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Teil I 

Einleitung 

§ 1 Problemstellung und Gang der Bearbeitung 

I. Grundsatz der Bindung an das gegebene Wort 

Erklärungen erzeugen Wirkungen. Rechtserklärungen erzeugen rechtliche Wirkungen. Sie 
führen zu Bindungen des Erklärenden. Der Erklärende kann aber ein (subjektives) Inter-
esse daran haben, daß keine Wirkungen seiner Erklärung eintreten. Er kann ein subjektives 
Interesse daran haben, seine Erklärung zumindest in ihren Wirkungen gleichsam ungesche-
hen zu machen. Er möchte seine Erklärung revozieren. Er möchte gleichsam sein Wort zu-
rückholen. Gegenüber dem Rechtsverkehr und eventuellen Adressaten der Erklärung kann 
sich dieses subjektive Interesse des Erklärenden nur durchsetzen, wenn und soweit die 
Rechtsordnung es als überwiegendes objektives oder zumindest objektivierbares Interesse 
anerkennt. Der Erklärende ist nicht mehr alleiniger Herr seiner Erklärung, wenn diese erst 
in der Welt ist. Er kann über diese nicht mehr nach seinem Belieben verfügen, wenn er sich 
ihrer erst entäußert hat, wenn sie erst aus seinem forum internum heraus gelangt ist. Seinen 
Bindungen kann man sich nicht mehr einseitig rein nach eigener Willkür entziehen.' Schon 
der Kindermund tut kund: „Ein Wort ist ein Wort, und ein anderes Wort nimmt es nicht 
fort." Etwas vornehmer gewandet kann man „Ein Mann, ein Wort" zu einer 
Rechtsparoimie erheben.2 Es sei ein Gebot der iustitia commutativa, das Vertrauen eines 
Vertragspartners auf ein gegebenes Wort nicht zu enttäuschen.3 „Pacta sunt servanda" ist 
zwar der gewichtigste Ausschnitt aus dem Komplex der Bindung an das gegebene Wort. 
Dieser Grundsatz bezeichnet aber nur die Bindung an zweiseitige Rechtsgeschäfte.4 Das 

1 LAG Leipzig 7.5.1936, ARS 28 LAG 165, 167. 
2 Titze, Lehre vom Mißverständnis (1910) 239; Düll, Zur Lehre vom Widerruf (1934) 32. 
1 Siehe nur Christoph Becker, DZWir 1994, 397, 402; Singer, Selbstbestimmung und Verkehrsschutz im 

Recht der Willenserklärungen (1995) 39. 
4 Der Grundsatz entspringt nicht dem klassischen römischen Recht (Sangmeister, BB 1988, 609, 610). 

Dort bezeichnete ein pactum gerade keinen mit Klagschutz ausgestatteten Kontrakt (Paul. sent. 2, 14, 1: ex 
nudo pacto inter cives Romanos actio non oritur). Die Kontrakte waren in vier Kategorien (Verbal-, Litteral-
, Konsensual-, Realkontrakt) eingeteilt. Ein pactum war dagegen kein zivilrechtlich gültiger Kontrakt (Hon-
sell/Mayer-Maly/Selb, Römisches Recht4 [1987] 255 [§ 98 IV]; Honseil, Römisches Recht4 [1997] 94 [§ 32 
VI]) und gewährte grundsätzlich nur eine Einrede (exceptio pacti conventi; D. 2, 14, 7, 4: nuda pactio obli-
gationem non parit, sed parit exceptionem) (Honsell /Mayer-Maly/Selb, op.cit., 266 [§ 103 II 1]; Hausma-
ninger/Selb, Römisches Privatrecht6 [1991] 329), denn im Kern war ein pactum altrömisch die formfreie 
Vereinbarung einer Haftungslösung, eines Vergleichs (Nanz, Die Entstehung des allgemeinen Vertragsbe-
griffs im 16. bi 18. Jahrhundert [1985] 15; Honsell/Mayer-Maly/Selb, loc.cit.ult.; Käser, Römisches 
Privatrecht16 [1992] 181 [§ 38 III 1]). Ungeachtet des praetorischen Schutzes nicht gesetzeswidriger und 
arglistfreier pacta (D. 2, 14, 7, 7; dazu eingehend Archi, FG Ulrich v. Lübtow [1980], 373) bestand kein 
Prinzip allgemeiner Vertragstreue (Steinwenter, JB1 1950, 173, 174; Sangmeister, BB 1988, 609, 610). 
„Pacta sunt servanda" ist späteren Ursprungs mit den frühesten Wurzeln wohl im weströmischen Vulgär-
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eigene Wort kann indes auch beim einseitigen Rechtsgeschäft binden. Denn „Bindung" 
steht gerade für grundsätzliche „Unverbrüchlichkeit, Unumstößlichkeit dessen, was gesagt 
wurde".5 Daher schöpft „pacta sunt servanda" den Gesamtkomplex nicht aus. „Pacta sunt 
servanda" und allgemeiner die Bindung an das gegebene Wort sind bei genereller, zumin-
dest grundsätzlicher Durchsetzung ein Kollektivgut für eine Rechtsgemeinschaft, das sta-
bile Verhaltenserwartungen erzeugt und die Durchsetzungskosten für Verträge und Ver-
sprechen im Normalfall senkt.6 Die grundsätzliche Bindung ist Voraussetzung, damit das 
Institut des Vertrages die ihm zugedachte Funktion überhaupt erfüllen und einen Güteraus-
tausch mittels privatautonom in Geltung gesetzter Rechtsfolgen tragen kann.7 Dieses Kol-
lektivgut ist gegen die Freiheit des Erklärenden zur Selbstbestimmung abzuwägen. Wer 
durch eine Erklärung (mit-)gestaltet, muß sich als Kehrseite der selbstbewirkten Gestaltung 
grundsätzlich an der bewirkten Gestaltung festhalten lassen.8 Damit entfallen Absiche-
rungs- und Bekräftigungskosten. 

II. Ausnahmen und Durchbrechungen des Grundsatzes 

Die Bindung an das einmal gegebene Wort ist eben nur der Grundsatz. Auch dieser Grund-
satz hat Ausnahmen. Die Rechtsordnung billigt dem Erklärenden zu, sich unter besonderen 
Umständen von seinem Wort lösen zu können. Dies tut sie unter verschiedenen Etiketten 
und mit verschiedenen Mechanismen. Die technischen Bezeichnungen lauten Widerruf, 
Anfechtung, Anspruch auf Vertragsaufhebung, Recht auf Lösung, unter Umständen Rück-
trittsrecht. Entsprechend vielgestaltig und auf den ersten Blick disparat und inhomogen 
sind die Voraussetzungen. Dort steht das Verschulden des Erklärungsgegners neben der 
(unwiderleglichen) Vermutung struktureller Unterlegenheit des Erklärenden oder der sub-
jektiven Fehlvorstellung des Erklärenden. Auch die Rückabwicklung kann verschiedene 
Formen annehmen, je nachdem, ob besondere Zielsetzungen verfolgt werden, die eine Par-
tei begünstigen sollen. Insbesondere kann der Erklärende dem Erklärungsadressaten kom-
pensieren müssen. Der Verlust an Bindung ist dann durch Hingabe vom Vermögenswerten 
auszugleichen. Der Erklärende muß für das Wiedergewinnen seiner Freiheit einen Preis 
zahlen. Jedem deutschen Juristen ist dieser Mechanismus in seiner besonderen Ausprägung 
durch § 122 BGB im Recht der Irrtumsanfechtung seit dem ersten Studiensemester be-
kannt. 

recht (Levy, Weströmisches Vulgarrecht - Das Obligationenrecht [1956] 37-46). Zum Rechtsgrundsatz ent-
wickelte es sich - wahrscheinlich beginnend mit dem canon 12 des ersten Konzils von Karthago 348 über 
das sogenannte c. Antigonus (c. 1 X de pactis 1, 35) - im kanonischen Recht (eingehend Söllner, SavZ Ro-
mAbt. 77 [1960], 182, 240-269; Dilcher, SavZ RomAbt. 77 [1960], 270-303; Nanz, op.cit., 46-56). Im welt-
lichen Recht erlebte es seinen Durchbruch dank Matthaeus Wesenbecius (In pandectas iuris civilis et Codi-
cis Iustinianei libri IIX commentarii [Basel 1593]) und Hugo Grotius (De iure belli ac pacis libri tres [Paris 
1625] lib. II cap. 11 § 4) gerade in Deutschland (Nanz, op.cit., 85-94 sowie zum usus modernus 95-134; 
Liebs, Römisches Recht4 [1993] 260-262 sowie Reinhard Zimmermann, The Law of Obligations [1992] 
537-545, 576-579). 

5 Siehe Lorenz, Richtiges Recht (1979) 60. 
6 Siehe nur Tietzel, in: Claus Ott/Hans-Bernd Schäfer (Hrsg.), Ökonomische Probleme des Zivilrechts 

(1991), 163, 165; Michael Lehmann, Bürgerliches Recht und Handelsrecht - eine juristische und ökonomi-
sche Analyse (1983) 172. 

7 Siehe nur Canaris, FG 50 Jahre BGH I (2000), 129, 148, 152. 
8 Siehe nur Windel, AcP 199 (1999), 421, 437 mit Fn. 70. 
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III. Entwicklung hin zu einem Reurecht des Erklärenden? 

Das Lösen von der unerwünscht gewordenen oder unter (subjektiv) falschen Voraussetzun-
gen abgegebenen Erklärung wirft die Frage nach einem Reurecht des Erklärenden auf. Das 
deutsche Zivilrecht kennt bekanntlich kein allgemeines Reurecht eines Erklärenden. Ver-
einzelte Versuche, in besonderen Konstellationen ein Beseitigungsrecht mehr zu behaupten 
denn zu begründen,9 kollidierten daher mit dem gesteigerten Rechtfertigungsbedarf sowie 
der erhöhten Begründungsbedürftigkeit für gesetzlich nicht vorgesehene Beseitigungs-
rechte'0 und haben sich nicht durchsetzen können. Auf der anderen Seite nehmen im Ver-
braucherschutzrecht in den letzten Jahrzehnten die Instrumente an Zahl und Gewicht zu, 
mit deren Hilfe sich der Verbraucher gegenüber dem professionellen Leistungsanbieter 
doch von seinem Wort lösen kann. Von der europäischen Ebene aus dringen Widerrufs-
rechte in immer neue Bereiche vor." Das Verbraucherschutzrecht hat also über weite 
Strecken eine Art Reurecht eingeführt.12 Dadurch hat sich eine merkliche Akzentverschie-
bung ergeben.13 Schon ist die Rede davon, die liberale Rechtsgeschäftslehre sei vom Ver-
braucherschutz durchbrochen worden.14 Soziale Schutzanliegen werden auch mit Hilfe von 
Reurechten zur Kompensation strukturell ungleicher Verhandlungsmacht verfolgt. Damit 
stellt sich zugleich die Frage, inwieweit solche Schutzanliegen sich auch dort Bahn bre-
chen, wo ihnen noch nicht ausdrücklich per Gesetz Rechnung getragen ist. Theoretisch 
denkbares Instrument dafür wäre eine Gesamtanalogie zu normierten „sozialen Reurech-
ten" oder eine Einzelanalogie zu bestimmten „sozialen Reurechten". Entsprechende Phä-
nomene begegnen etwa bei den Versuchen von Arbeitnehmern, Abstand von arbeitsrechtli-
chen Aufhebungsverträgen zu nehmen.15 Polemisch16 steht insbesondere dort das Wort vom 

9 Z.B. Strohal, Das deutsche Erbrecht auf Grundlage des Bürgerlichen Gesetzbuchs I3 (1903) 539 f. 
(§ 59 V 1) und Damrau, Der Erbverzicht als Mittel zweckmäßiger Vorsorge für den Todesfall (1966) 122 für 
ein Anfechtungsrecht des Verzichtenden bei entgeltlichem Erbverzicht und sich nachträglich herausstellen-
der Unwirksamkeit des Abfindungsgeschäfts. Vgl. auch AG Charlottenburg 21.2.2002, AfP 2002, 172. 

10 So zutreffend Staudinger(-Herxfeider), BGB V: Erbrecht9 (1928) § 2346 BGB Anm. 2; Planck(-
Greiff), BGB V: Erbrecht4 (1930) Vor § 2346 BGB Anm. 4. 

11 Zuletzt Art. 6 RiLi 97/7/EG und Art. 6 Richtlinie 2002/65/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 23.9.2002 über den Fernabsatz von Finanzdienstleistungen an Verbraucher und zur Änderung der 
Richtlinie 90/619/EWG des Rates und der Richtlinien 97/7/EG und 98/27/EG, ABl. EG 2002 L 271/16; vgl. 
Art. 4 Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über den Femabsatz von Fi-
nanzdienstleistungen an Verbraucher und zur Änderung der Richtlinie 90/619/EWG des Rates und der 
Richtlinien 97/7/EG und 98/27/EG, von der Kommission vorgelegt am 14.10.1998, ABl. EG 1998 C 385/10 
(mit Begründung abgedruckt in WM 1999, 1477; dieser Vorschlag ging zurück auf die konkurrierenden Ent-
würfe der Generaldirektionen XV und XXIV der EG-Kommission für eine Richtlinie über Fernverträge 
zwischen Anbieter und Kunden über Finanzdienstleistungen, vorgestellt und kritisch bewertet von Graf 
Schirnding, FLF 1998, 11-17). 

12 Köbler, Die „clausula rebus sie stantibus" als allgemeiner Rechtsgrundsatz (1991) 245: Widerrufs-
rechte seien „moderne gesetzliche Varianten des germanischen Reurechts". Kritisch dazu Möllers, JZ 2002, 
121, 130. 

13 Schlechtriem, ZEuP 2002, 213, 215. 
14 Heinz Hübner, Allgemeiner Teil des Bürgerlichen Gesetzbuches2 (1996) V. 
15 Vgl. § 131 II Entwurf eines Arbeitsvertragsgesetzbuches des Arbeitskreises Deutsche Rechtseinheit 

im Arbeitsrecht, NZA Beil. zu Heft 17/1992; LAG Hamburg 3.7.1991, NZA 1992, 309, 311 = LAGE § 611 
BGB Aufhebungsvertrag Nr. 6 m. abl. Anm. Bengelsdorf (Juli 1992); ArbG Hamburg 10.12.1990 - 21 Ca 
252/90; 22.4.1992 - 7 Ca 446/91; 13.5.1992 - 7 Ca 433/91; ArbG Freiburg 20.6.1991, DB 1991, 2600; 
Benno Grunewald, AuR 1994, 260, 261 sowie für Aufhebungsverträge und Ausgleichsquittungen § 141 II 
DGB-Entwurf zum Arbeitsverhältnisrecht von 1977 (abgedruckt bei Kibler, ZIAS 1995, 51, 77 f. Fn. 155). 



4 Einleitung § 1 1 1 1 

„April-April-Syndrom"17 im Raum: Der Geschützte trachte, sich immer dann von seinem 
zuvor gegebenen Wort zu lösen, wenn dieses Wort für ihn nachteilige Konsequenzen zu ha-
ben drohe.18 Gerade aus der Existenz besonderer Einzelnormierungen sei ein Gegenschluß 
zu ziehen, daß außerhalb solcher ausdrücklicher Anordnungen keine Beseitigungsrechte 
bestünden.19 Auf der anderen Seite kann ein schlichtes „Vertrag ist Vertrag" der Sachlage 
nicht gerecht werden.20 Vertragsfreiheit/Privatautonomie und der Grundsatz „pacta sunt 
servanda" dürfen nicht ungeprüft und ohne Abwägung zu Höchstwerten erhoben werden.21 

Damit isolierte man formelle Prinzipien von der notwendigen Frage nach ihrer materialen 
Grundlage.22 Verträge einzuhalten und Verantwortung einzulösen, indem man an seinem 
Wort festgehalten wird, ist sicherlich konstitutiv für eine liberale Wirtschaftsordnung, die 
auf freiwillige Selbstbindung als primären Organisationsmechanismus setzt.23 Ineffiziente 
oder unter Defiziten zustandegekommene Verträge aber haben ihre eigenen Probleme. Ver-
einzelt werden, in das andere Extrem gegensteuernd, gar die Freiheitsgrundrechte im sozia-
len Rechtsstaat bemüht, um generell eine Überlegungsfrist und eine Möglichkeit, Rechtsrat 

Eine Analogie zu §§ 7 I VerbrKrG; 1 I HWiG ausdrücklich ablehnend BAG 30.9.1993, BAGE 74, 281, 290 
= AP Nr. 37 zu § 123 BGB m. zust. Anm. Boemke (Sept. 1994) = AR-Blattei ES 260 Nr. 2 m. zust. 
Anm. Buschbeck-Bülow (April 1994) = EzA § 611 BGB Aufhebungsvertrag Nr. 13 m. zust. Anm. Dagmar 
Kaiser (Juni 1995) (dazu u Hoyningen-Huene, EWiR § 123 BGB 1/94, 115; Ehrich, NZA 1994, 438); 
14.2.1996, EzA § 611 BGB Aufhebungsvertrag Nr. 21 S. 2 f.; ArbG Köln 1.6.1993, DB 1993, 2135; Ben-
gelsdorf, LAGE § 611 BGB Aufhebungsvertrag Nr. 6 S. 11, 28-33 (Juli 1992); ders., Aufhebungsvertrag 
und Abfindungsvereinbarungen2 (1994) 18; Nägele, BB 1992, 1274, 1276; Ehrich, DB 1992, 2239; Boemke, 
NZA 1993, 532, 537; Jobst-Hubertus Bauer, NJW 1994, 980, 981; ders.. Arbeitsrechtliche 
Aufhebungsverträge5 (1997) Rn. 91; Robert Haller, BB 1994, 787, 789; Zwanziger, DB 1994, 982, 983; 
Germelmann, NZA 1997, 236, 240; Ulrich Weber/Ehrich, NZA 1997, 414, 420; siehe auch BAG 30.1.1986, 
NZA 1987, 91, 92 (Analogie zu § 1 b AbzG ablehnend); LAG Köln 21.4.1994, LAGE § 123 BGB Nr. 20 
S. 1 und de lege ferenda § 131 Entwurf eines Arbeitsvertragsgesetzes des Freistaates Sachsen vom 
23.5.1995, BR-Drs. 293/95. 
Eigenkündigungen von Arbeitnehmern, selbst wenn sie vom Arbeitgeber veranlaßt sein sollten, könnten 
entsprechend Aufhebungsverträgen zu behandeln sein (Rüdiger Krause, LAGE § 123 BGB Nr. 19 S. 9, 10 
[Jan. 1995]). 

16 Siehe Dieterich, RdA 1995, 129, 136; dens., DB 1995, 1813, 1815. 
17 BAG 30.9.1993, BAGE 74, 281, 291; Boemke, NZA 1993, 532, 537 Fn. 90; ders., AP Nr. 37 zu § 123 

BGB Bl. 5R (Sept. 1994); Stephan Lorenz, Der Schutz vor dem unerwünschten Vertrag (1997) 168 jeweils 
unter Bezugnahme auf Zöllner, FS 100 Jahre GmbH-Gesetz (1992), 85, 116; außerdem Tim Drygala, Jahr-
buch Junger Zivilrechtswissenschaftler 1995 (1996), 63, 71; Barnert, Die formelle Vertragsethik des BGB 
im Spannungsverhältnis zum Sonderprivatrecht und zur judikativen Kompensation der Vertragsdisparität 
(1999) 201. 

18 Zöllner, FS 100 Jahre GmbH-Gesetz (1992), 85, 116. 
19 Z.B. Adomeit, NJW 1994, 2467, 2468. 
20 BVerfG 19.10.1993, BVerfGE 89, 214, 234 = JZ 1994, 408 m. Anm. Wiedemann = DNotZ 1994, 523 

m. Anm. Loritz (dazu Walter Löwe, ZIP 1993, 1759; Friedrich Grafv. Westphalen, MDR 1994, 5; Köndgen, 
EWiR § 138 BGB 1/94, 23; Heinrichsmeier, FamRZ 1994, 129; Peter Bydlinski, WuB I F 1 a. - 4 . 9 4 , 391; 
Heinrich Honseil, NJW 1994, 565; Gerhard Pape, ZIP 1994, 515; Grün, WM 1994, 713; Groeschke, BB 
1994, 725; Kohte, ZBB 1994, 172; Adomeit, NJW 1994, 2467; Christoph Becker, DZWir 1994, 397; Rittner, 
NJW 1994, 3330; Hergenröder, DZWir 1994, 485; Dieter Rehbein, JR 1995,45; Hans Albrecht Hesse/Peter 
Kaufmann, JZ 1995, 219); Dieterich, RdA 1995, 129, 135. 

21 Stoffels, SAE 1995, 176, 181. 
22 Siehe Knops, VuR 1998, 107, 111 f. 
23 Rieble/Klumpp, ZIP 2002, 2153, 2158. 
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einzuholen, zu gewährleisten.24 Indes sollte man dabei nicht aus den Augen verlieren, daß 
das rechtliche Schutzinstrumentarium nicht nur aus der Zubilligung eines Reurechts beste-
hen muß. In mindestens gleichem Maße beinhaltet es eine richterliche Inhaltskontrolle von 
Verträgen.25 Diese erfolgt von Amts wegen und führt nicht zu subjektiven Lösungsrechten 
der benachteiligten Partei. Außerdem beeinträchtigt jeder korrigierende richterrechtliche 
Eingriff (wie er in der Einführung eines neuen Reurechts liegt) zumindest solange, bis er 
sicher etabliert und fester Bestandteil des anerkannten Kanons ist, die Rechtssicherheit.26 

Jede richterliche Rechtsfortbildung hin zu einem „allgemeinen sozialen Reurecht" oder zu 
„sozialen Reurechten" bei einzelnen Vertragstypen würfe die verfassungsrechtlich moti-
vierte Frage nach den Grenzen der Rechtsfortbildung auf.27 Nicht jede unter wirtschaftli-
chem oder sonstigem Druck abgegebene Erklärung kann nicht endgültig bindend sein.28 

Dagegen steht wieder die zunehmende Komplexität der Sachverhalte in vielen Bereichen, 
die eine Überlegungsfrist zum sorgfältigen Abwägen der mit einer bestimmten Erklärung 
verbundenen Vor- und Nachteile sowie eine Möglichkeit, qualifizierten, sachkundigen Rat 
einzuholen, durchaus sinnvoll erscheinen läßt.29 Darauf ließe sich das Postulat nach einem 
allgemeinen Typenwiderruf zumindest für komplizierte, sich langfristig und besonders be-
lastend auswirkende Vertragserklärungen stützen.30 Neu entwickelte, gesetzlich nicht nor-
mierte Beseitigungsrechte werden zudem durchaus benutzt, um in Spezialfragen dogmati-
sche Konzepte oder gewollte Lösungen zu begründen.31 Noch nah am „klassischen" Geset-
zesrecht gibt sich dabei eine analoge Anwendung von Normen des Anfechtungsrechts, na-
mentlich des § 123 BGB.32 Schließlich steht die Forderung im Raum, den fremdveranlaß-
ten Willensbildungsmangel und den Motivirrtum insbesondere unter Berücksichtigung der 
Frage, welche Risiken die Parteien von Verträgen tragen müssen, neu zu regeln.33 Im wett-

24 ArbG Wetzlar 29.8.1995, NZA-RR 1996, 84 f. Vgl. auch Canaris, AcP 184 (1984), 201, 233 f.; 
Kohte, AcP 185 (1985), 105, 138: Widerrufsrecht für rechtfertigende Einwilligung und vertragliche Zustim-
mung zu Eingriffen in die körperliche Unversehrtheit aus Einwirkung der Grundrechte (konkret Artt. 2 I; 1 
GG) in das Privatrecht. 

25 Vgl. Baldus/Rainer Becker, FuR 1997, 179, 183. 
26 Vgl. Käppier, ZfA 1995, 271, 296. 
27 Derleder, KritJ 1995, 320, 334; Barnert (Fn. 18), 199 sowie Wank, EzA § 611 BGB Aufhebungsver-

trag Nr. 21 S. 5, 8 (Juni 1997) unter Hinweis auf Wank, ZGR 1988, 314, 322. 
28 Siehe nur RAG 20.12.1930, ARS 11 RAG 589, 590 m. Anm. Nipperdey, Krönig, JW 1930, 2728, 

2729. 
29 Wank, EzA § 611 BGB Aufhebungsvertrag Nr. 21 S. 5, 6 (Juni 1997). 
30 Vgl. Kalss/Lurger, JB1 1998, 153, 156 f.; diess., JB1 1998, 219, 231. 
31 Hier seien nur einige Beispiele genannt: 

Nieder, GRUR 1977, 487: Patentanmelder soll Rücknahme seiner Patentanmeldung widerrufen können. 
Marotzke, Gegenseitige Verträge im neuen Insolvenzrecht2 (1998) Rn. 4.56 f., 4.75, 4.135 f., 4.169, 4.174, 
4.176; Heidelberger Kommentar zur lns02(-Marotzke), (2001) § 103 InsO Rn. 51: Insolvenzverwalter soll 
sein auf § 103 I InsO gestütztes Erfüllungsverlangen unter Umständen widerrufen können. 
Hösch, GewArch 1999, 135, 139 f.: an vertragsabschlußbezogenen Informations- und Aufklärungspflichten 
orientiertes „Rücktrittsrecht" für Anleger auf dem grauen Kapitalmarkt. 
Fricke, VersR 1999, 521-524: Widerruf des Widerspruchs nach § 5 a VVG. 
Gernhuber, FS Dieter Medicus (1999), 145, 154: Widerruf einer ernsthaften und endgültigen Erfüllungsver-
weigerung, sofern diese als Erklärung zu werten ist. 

32 Dafür Rolf Sack, Unlauterer Wettbewerb und Folgeverträge (1974) 16-22; ders., WRP 1974, 445, 
453 f.; Münchener Kommentar zum BGB(-Ernst A. Kramer), I: §§ 1-240 BGB; AGBG4 (2001) § 123 BGB 
Rn. 46. 

33 Hans-Jürgen Ahrens, WRP 1978, 677, 685 f. 



6 Einleitung § 1IV 

bewerbsrechtlichen Zusammenhang wird irreführende Werbung im Sinne des § 3 UWG 
zunehmend zur materiellen Grundlage von Vorschlägen für Beseitigungsrechte irregeführ-
ter Kunden de lege ferenda gemacht.34 Insgesamt gilt es, die skizzierte Verschiebung weg 
von einem strikt verstandenen Festhalten am einmal gegebenen Wort und das Eindringen 
sozialer Schutzerwägungen in den Gesamtkontext des Rechts der Willenserklärungen ein-
zuordnen und das heutige Gewicht, die heutige Bedeutung insbesondere des Grundsatzes 
„pacta sunt servanda" zu bewerten. 

Das Thema beschränkt sich nicht auf die Formen der Abstandnahme von Verträgen,35 

obwohl dort sein wirtschaftlicher Schwerpunkt liegt. Vielmehr geht es um einen Ansatz 
nicht beim Vertragsprogramm als solchem, sondern bei der Willenserklärung. Denn das 
Vertragsprogramm kann bei entsprechender Nichterfüllung von Obligationen ebenfalls die 
Möglichkeit zur Abstandnahme vom Vertrag eröffnen. Der Ansatz bei der vertragsbegrün-
denden Willenserklärung und ihren Wirkungen liegt demgegenüber auf einer vorgelagerten 
Stufe. Das Reurecht muß einer Freiheit des Erklärenden zur Aufhebung der Folgen seiner 
vorangegangenen Erklärung entspringen. Das Reurecht ist gleichsam actus contrarius zur 
vorangegangenen Erklärung. 

IV. Weitere Anliegen der Bearbeitung 

Bei der Behandlung dieser Fragen sind scheinbare Sonderentwicklungen auf einigen Ge-
bieten wieder in das allgemeine Zivilrecht zurückzuführen. In besonderem Maße gilt dies 
für das Arbeitsrecht. Als Beispiel sei hier nur das sogenannte Fragerecht des Arbeitgebers 
genannt.36 Daß dieses Fragerecht keine isolierte Besonderheit des Arbeitsrechts ist, son-
dern nur arbeitsrechtliche Ausprägung einer für das gesamte Zivilrecht gültigen Erschei-
nung, zeigt schon die bisher kaum je gesehene Parallele zum Versicherungsvertragsrecht. 
Zugleich ist der Schatz zu heben, welchen die intensive Diskussion über die Dogmatik des 
Erklärungsrechts im ersten Drittel dieses Jahrhunderts angehäuft hat. Viel häufiger, als 
man es sich heute gemeinhin bewußt macht, sind bereits damals entscheidende Weichen-
stellungen erfolgt. Heute allgemein anerkannte und nicht mehr hinterfragte Sätze stammen 
sogar zumeist aus der frühen Judikatur zum BGB, die vor der Aufgabe stand, mit einem 
neuen und noch unerprobten Recht umzugehen und dafür passende Maßstäbe zu entwik-
keln. Insoweit gehört manches vom angelernten Wissen jedes im Zivilrecht ausgebildeten 
Juristen auf den Prüfstand. Einiges an damals bereits vorhandener Erkenntnis ist anderer-
seits heute wieder verlorengegangen. In beiderlei Hinsicht, also in der kritischen wie in der 
wieder gewinnenden Auseinandersetzung, muß sich das Gesetzesrecht des BGB vor dem 
Hintergrund der beginnenden Informationsgesellschaft beweisen. Soweit angebracht, fin-
det daneben einzelpunktbezogene Rechtsvergleichung statt. 

In methodischer Hinsicht wird schließlich der Versuch unternommen, das Recht der 
Willenserklärungen auch danach zu befragen, welche Anreize einzelne rechtliche Gestal-
tungen oder deren denkbare Alternativen den Beteiligten vermitteln und inwieweit dies un-
ter Transaktionskostenaspekten dem Effizienzideal entspricht (oder möglichst nahe-

34 Z.B. Dürrschmidt, Werbung und Verbrauchergarantien (1997) 225-232, 247 (besprochen von Man-
kowski, WRP 1999, 241); Ralph Herens, Fremdbestimmung des Konsumenten bei der Vertragsanbahnung 
insbesondere durch Irreführung (1998) 342-360. 

35 Vgl. Medicus, JuS 1988, 1; Schwenzer, JA 1989, 473 und 505. 
36 Siehe § 15 IV. 
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kommt).37 Daß die ökonomische Analyse des Rechts für das geltende Recht wertvolle Hil-
festellungen zu geben vermag, dürfte inzwischen Allgemeingut sein. Dies gilt es, für das 
Recht der Willenserklärungen zu belegen, das bisher zumindest in Deutschland kaum in 
das Blickfeld der ökonomischen Analyse geraten ist.38 Wie sinnvoll dies sein kann, sei wie-
derum an Beispielen vorab angedeutet: Rationalisierungsmöglichkeiten für die Unterneh-
mer als repeat players prägen das Informations- und Widerrufsmodell der modernen Ver-
braucherschutzgesetze,39 und dem sekundären Kompensationsschutz für den Erklärungs-
adressaten nach § 122 BGB wohnt eine beachtliche Steuerungsfunktion für die Anfech-
tungsbereitschaft des Erklärenden inne.40 

V. Gang der Bearbei tung 

Den Gegenstand der Arbeit bildet die Beseitigung von Erklärungswirkungen. Abgrenzend 
sind daher zunächst das Beseitigungsobjekt und die Besonderheiten der Beseitigungsrechte 
im Vergleich insbesondere zu Rücktrittsrechten klarzustellen (§§ 2; 3). Danach wird das 
Ausgangsmaterial gesichtet, welche Beseitigungsrechte das deutsche Zivilrecht kennt 
(Teil II). Bei umstrittenen oder in ihrer ratio nicht unmittelbar einleuchtenden Beseiti-
gungsrechten stellt sich dort die Frage, ob solche Beseitigungsrechte überhaupt bestehen. 
Für die festgestellten Beseitigungsrechte sind die materiellen Voraussetzungen der jeweili-
gen Beseitigungsberechtigungen zu systematisieren (Teil III). Dem folgt der Blick auf die 
Struktur der Ausübung von Beseitigungsrechten (Teil IV). Ausnahmsweise besteht schon 
primärer Schutz durch Bestandsschutz, obwohl grundsätzlich ein Beseitigungsrecht gege-
ben wäre (Teil V). Ein grundsätzlich berechtigtes Beseitigungsverlangen kann Sekundär-
schutz des Erklärungsadressaten durch eine Kompensationspflicht des Erklärenden nach 
sich ziehen (Teil VI). Den Anforderungen an die Ausübung bestehender Beseitigungs-
rechte nach Form, Adressierung und Inhalt gilt sodann das Interesse (Teil VII). Die zu 
Recht ausgeübte Beseitigungsbefugnis zieht - neben einer eventuellen Kompensations-
pflicht - weitere Folgen nach sich (Teil VIII). Ein Kapitel für sich sind die möglichen 
Drittbeziehungen von Beseitigungsrechten. Hier ergibt sich ein weites Panorama ganz un-
terschiedlicher Phänomene. Denn Drittbeziehungen können sowohl tatbestandlicher Natur 
sein, indem dem Erklärungsadressaten das Verhalten eines Dritten zugerechnet wird oder 
ein Beseitigungsrecht überhaupt nur wegen eines spezifischen Drittbezuges besteht. Der 
Drittbezug kann sich bei den reinen Drittbeseitigungsrechten aber auch aus dem Beseiti-
gungsobjekt Erklärung eines Dritten ergeben oder die Beseitigungsbefugnis betreffen (Teil 
IX). Das Verhältnis zwischen Beseitigungsrechten und Privatautonomie hat eine negative 
wie eine positive Komponente; es geht sowohl um die privatautonome Einschränkung oder 
den priavtautonomen Ausschluß als auch um die privatautonome Begründung oder Erwei-
terung von Beseitigungsrechten (Teil X). Mehrere Beseitigungsrechte können miteinander 
konkurrieren (Teil XI). Die Revokabilität von Beseitigungserklärungen bildet den Ab-
schluß (Teil XII). 

37 Siehe zum Effizienzziel und dessen normativer Verankerung eingehend Eidenmüller, Effizienz als 
Rechtsprinzip2 (1998) 169-317. 

38 Die weltweit wichtigste Ausnahme ist De Geest, Economische analyse van het contracten- en quasi-
contractenrecht (Antwerpen/Apeldoorn 1994). 

39 Siehe § 14 IV. 
40 Siehe § 24 II 2 c. 
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§ 2 Erklärungstatbestand oder Erklärungswirkungen 
als Ansatzpunkt und Gegenstand der Beseitigung? 

I. Erklärungstatbestand als auch faktisches Geschehen 

Eine Willenserklärung ist nicht nur ein Rechtskonstrukt. Sie ist zuvörderst eine Erklärung 
und hat damit ein faktisches Substrat. Sie ist eine auf die sinnliche Wahrnahme durch an-
dere gerichtete Kundgabe eines Willens,1 damit ein Sprachakt2 und ein Akt der sozialen 
Kommunikation,3 welcher Sinnfälligkeit, intersubjektive Wahrnehmbarkeit durch andere 
und daher eine Entäußerung aus dem forum internum des Erklärenden voraussetzt.4 Zwar 
legt erst das Recht ihr Wirkungen bei. Dies betrifft aber ausschließlich die Rechtsfolgen-
seite. Auf der Tatbestandsseite setzt das Recht gerade die faktische Äußerung voraus. Die 
Willenserklärung hat die Äußerung als reale Handlung zum objektiven Tatbestandsmerk-
mal.5 Daran ändert auch nichts, daß die Rechtsfolge auf die Bedeutung abstellt, welche 
dem realen Geschehen der Äußerung zukommt, also auf den mit der Äußerung kommuni-
zierten Sinn rekurriert.6 Die Erklärung bedarf in jedem Fall eines Erklärungsträgers. Dieser 
Erklärungsträger muß keine Verkörperung sein. Verlangt sind aber zumindest eine Entäu-
ßerung aus dem forum internum, aus der eigenen Sphäre des Erklärenden und die Möglich-
keit, daß andere Personen als der Erklärende selbst die Äußerung wahrnehmen können. Et-
was, das zum einen der Zuschreibung eines Inhalts und zum anderen der Zuordnung zu ei-
ner erklärenden Person fähig ist, muß in die Außenwelt gelangen. Denn die Rechtsordnung 
kann wegen des überragend wichtigen Grundsatzes der Rechtssicherheit Rechtsfolgen nur 
an Geschehnisse anknüpfen, die intersubjektiv erkennbar und (potentiell) nachweisbar 
sind.7 

II. Irrevokabilität von Fakten als solchen 

1. Trennung zwischen Erklärungsträger und Erklärungswirkungen 

a) Grundsätzliches 

Fakten sind reale Ergebnisse von Geschehnissen. Sie lassen sich im Tatsächlichen nicht 
mehr als nie geschehen aus der Welt schaffen. Die Vergangenheit kann zwar insofern korri-
giert werden, als ihre Ergebnisse, ihre Rechtswirkungen, beseitigt werden, sie kann aber 

1 Siehe nur Ernst Wolf, Allgemeiner Teil des bürgerlichen Rechts1 (1982) 299 (§ 7 B a 1, 2); Eisenhardt, 
Allgemeiner Teil des BGB4 (1997) Rn. 48; Brox, Allgemeiner Teil des Bürgerlichen Gesetzbuchs26 (2002) 
Rn. 86 mit 81. 

2 Jahr, Jus 1989, 249, 250. 
3 Lorenz, Allgemeiner Teil des deutschen Bürgerlichen Rechts7 (1989) 335 (§ 19 I). 
4 Siehe Brehmer, Wille und Erklärung (1992) 92. 
5 Siehe nur Schlossmann, FG Albert Hänel (1907), 1, 15, 17; Planck(-Flad), BGB I: §§ 1-240 BGB4 

(1913) Vor § 116 BGB Anm. 2 a; Flume, Allgemeiner Teil des Bürgerlichen Rechts II: Das Rechtsgeschäft3 

(1979) 47 (§ 4, 3); Soergel(-Wolfgang Hefermehl), BGB II: §§ 104-240 BGB13 (1999) Vor § 116 Rn. 15; Lo-
renz (Fn. 3), 333 (§ 19 I); Marco v. Münchhausen/Bauchhenss, BGB Allgemeiner Teil I (1996) § 13 Rn. 1; 
Heinz Hübner, Allgemeiner Teil des Bürgerlichen Gesetzbuchs2 (1996) Rn. 663; Rüthers/Astrid Stadler, 
Allgemeiner Teil des BGB I 2 (2002)§ 17 Rn. 3; Helmut Köhler, BGB Allgemeiner Teil26 (2002) § 13 Rn. 1. 

6 Vgl. Jahr, Jus 1989, 249, 250. 
7 Siehe nur Siebenhaar, AcP 162 (1963), 354, 371. 
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nicht ungeschehen gemacht werden.8 Quod semel factum est, infectum fieri non potest.9 

Der Tatbestand der Erklärung ist verwirklicht und abgeschlossen. In ihn ist ein ex tune wie 
ex nunc wirkender Eingriff nicht mehr möglich.10 Die Motive zu § 119 BGB differenzieren 
(im Anschluß an § 108 EI ) ebenso fein wie zutreffend:" Die angefochtene Erklärung und 
das auf dieser aufbauende Rechtsgeschäft werden hinsichtlich der gewollten Wirkungen so 
angesehen, als ob sie nicht vorgenommen worden wären.12 Beseitigt wird eben nur die Re-
gelung, die in der Erklärung liegt.13 Fakten vermag die Rechtsordnung nicht auszulöschen, 
weil diese der Rechtswelt gleichsam vorgegeben sind. Dagegen kann die Rechtsordnung 
die ihr selbst entwachsenden Rechtsfolgen, die an Fakten anknüpfen, neu bewerten, umge-
stalten oder ganz aufheben.14 Besonders deutlich ist dies bei mündlichen, d.h. nicht fixier-
ten und nur aus dem Moment erwachsenden Erklärungen, die sich als solche später nicht 
mehr reproduzieren (d.h. im Original vorweisen) lassen. Auch bei verkörperten Erklärun-
gen macht kein rechtlicher Eingriff die Vergangenheit ungeschehen. Dort existiert der ver-
körpernde Erklärungsträger, z.B. das entsprechende Schriftstück. Keine rechtliche Hand-
lung schafft als solche dieses Schriftstück aus der Welt. Man mag es verbrennen, durch ei-
nen Reißwolf unkenntlich machen oder durch eine sonstige tatsächliche Handlung vernich-
ten. Dies beruht dann aber auf einem weiteren faktischen Handlungsablauf, nicht auf einer 
gerade auf die Erklärungswirkungen hinzielenden Rechtshandlung. Zudem beseitigt die 
faktische Vernichtung des Erklärungsträgers nicht die Rechtswirkungen der Erklärung. 
Keine Rechtsregel zwingt, dem Untergang des Erklärungsträgers eine Rechtsfolge mit Be-
zug auf die Willenserklärung zuzuordnen.15 Es stellt sich vielmehr nur ein Beweisproblem 
für denjenigen, welcher für sich günstige Folgen aus der Erklärung ableiten will oder allge-
meiner: welcher sich auf die Erklärung beruft.16 Er muß beweisen, daß der Erklärungsträ-
ger jemals existiert hat. Dieser Beweis bewegt sich allein auf der Ebene der Fakten und be-
trifft nur den Erklärungsträger, nicht die Erklärungswirkungen. Der einmal beweisbar exi-
stent gewesene Erklärungsträger kann als Grundlage der Erklärung Erklärungswirkungen 
tragen, obwohl er in der Zwischenzeit vernichtet worden sein mag. Dies dokumentiert die 
Trennung zwischen Erklärungsträger und Erklärungswirkungen. 

b) Testamentswiderruf nach § 2255 BGB als Beispiel 

Ein hervorragendes Beispiel bietet eine Konstruktion, die bei flüchtiger Betrachtung im 
Gegenteil eine Erschütterung des eben Gesagten darzustellen scheint: der Widerruf eines 

8 Siehe nur Ernst E. Hirsch, FS Hans Carl Nipperdey (1965), I 351, 355. 
9 Gai. Aug. 111, 112. 

10 Henle, FS Ernst Zitelmann (1913), 1, 38; v. Tuhr, Der Allgemeine Teil des Deutschen Bürgerlichen 
Rechts II/l (1914) 300 (§ 57 I); Pagenstecher, RheinZ 10 (1919/20), 20, 42; Rainer-Matthias Wilhelm, An-
fechtung und Reurecht (Diss. Tübingen 1990) 109 f.; Lobinger, AcP 195 (1995), 274, 278; auch Alfred 
Hueck, AP 1954 Nr. 85 S. 295, 296. 

" Mot. 1219. 
12 Hervorhebung hinzugefügt. 
13 Siehe nur v. Lübtow, NJW 1968, 1849, 1850. 
14 Ernst E. Hirsch, FS Hans Carl Nipperdey (1965), I 351, 355. 
15 Jahr, JuS 1989,249,250. 
16 Zur Beweislastverteilung siehe insoweit nur Rosenberg, AcP 94 (1903), 1, 25; dens., Die Beweislast5 

(1965) 252 f.; Planck"(-Flad) (Fn. 5), Vor § 116 BGB Anm. 7; Gerhard Reinecke, Die Beweislastverteilung 
im Bürgerlichen Recht und im Arbeitsrecht als rechtspolitische Regelungsaufgabe (1976) 32,41; Baumgär-
tel(-Laumen), Handbuch der Beweislast im Privatrecht I2 (1991) Vor §§ 116 ff. BGB Rn. 1, § 145 BGB 
Rn. 1,3; vgl. auch BGH 21.1.1954, LM § 416 ZPO Nr. 1. 



10 Erklärungswirkungen als Ansatzpunkt und Gegenstand der Beseitigung § 2 1 1 

Testaments durch Einwirken auf die Testamentsurkunde nach § 2255 BGB. Denn nicht die 
tatsächliche Vernichtung des Erklärungsträgers nimmt dem Testament seine Wirkungen. 
Vielmehr kann auch ein vernichtetes oder körperlich nicht auffindbares Testament Wirkun-
gen haben.17 Die rechtlichen Folgen der Vernichtung bewirkt erst die zusätzliche rechtliche 
Wertung, daß ein Widerruf gewollt war. Die tatsächliche Vernichtung ist dafür nur eines 
von zwei notwendigen Tatbestandsmerkmalen und eben für sich allein nicht ausreichend.'8 

Hinzu tritt als notwendiges subjektives Tatbestandsmerkmal, daß der Erblasser mit jener 
tatsächlichen Vernichtung einen Widerruf bezweckt hat.19 Die Vernichtung ist dann äußerer 
Ausdruck des Widerrufs. Damit ist sie ihrerseits Erklärungsträger einer Willenserklärung, 
denn der Widerruf ist materiell eine letztwillige Verfügung20 und daher eine rechtsgeschäft-
liche Handlung und Willenserklärung.21 Dementsprechend sind seine Wirkungen selbst 
taugliche Objekte einer Beseitigung insbesondere durch Anfechtung nach §§ 2078; 2079 
BGB.22 Dagegen macht die Vernichtung des Testaments ohne den (erweislichen) Willen 
des Erblassers oder die versehentliche Vernichtung das Testament eben nicht wirkungs-
los,23 weil es an einer beseitigenden Willenserklärung des Erblassers fehlt. Vielmehr ist 
dann der Beweis notwendig und zulässig, daß der Erblasser das vernichtete Testament 
formgültig errichtet hatte; die Beweislast dafür trägt derjenige, der Rechte aus diesem Te-
stament herleitet.24 Daß ein Testament, dessen frühere Existenz bewiesen ist, nicht mehr 

17 Siehe nur BayObLG 15.1.1998, NJWE-FER 1998, 109. 
18 Siehe nur Klaus Hohmann, ZEV 1996, 271. 
19 RG 24.6.1909, RGZ 71, 293, 300; 11.7.1925, RGZ 111, 261, 265; BGH 16.9.1959, NJW 1959,2113, 

2114; BayObLG 26.2.1985, FamRZ 1985, 839, 840; OLG Colmar 21.6.1916, OLGE 34 (1917), 315, 316; 
KG 6.1.1995, ZEV 1995, 107 mwN; OLG Hamm 11.9.2001, NJW-RR 2002, 222, 223; Soergel(-Harder), 
BGB IX: §§ 1922-2385 BGB; BeurkG12 (1992) § 2255 BGB Rn. 2; Münchener Kommentar zum BGBf-
Burkart), IX: §§ 1922-2385 BGB; §§ 27-35 BeurkG3 (1997) § 2255 BGB Rn. 3; Heinrich Lange/Kuchinke, 
Lehrbuch des Erbrechts5 (2001) 412 (§ 23 II 2 c); Hellfeier, ZEV 2003, 1, 2. 

20 Mot. V 47; RG 21.3.1921, RGZ 102, 69, 70; KG 26.6.1911, KGJ 41 (1912) A 94, 97; OLG Freiburg 
17.1.1951, RPfleger 1952 Sp. 340, 341; Rudolf Schmidt, MDR 1951, 321, 323; v. Lübtow, Erbrecht Hb. 1 
(1971) 236 (§411); RGRK(-Kregel), BGB V/2: §§ 2147-2385 BGB12 (1975) § 2255 BGB Rn. 3 (Dez. 
1974); Dittmann/Reimann/Bengel(-Bengel), Testament und Erbvertrag2 (1986) §2255 BGB Rn. 4; 
AK(BGB)(-Finger), §§ 1922-2385 BGB (1990) §2255 BGB Rn. 1; Schlüter, Erbrecht14 (2000) Rn. 186; 
MünchKomm3(-ß«rta/-i) (Fn. 19), § 2255 BGB Rn. 2. 
Anderer Ansicht Maenner, LZ 1925 Sp. 505, 510. 

21 BGH 10.5.1951, JZ 1951, 591 m. zust. Anm. Coing (dazu Rudolf Schmidt, JZ 1951, 745); OLG Frei-
burg 17.1.1951, RPfleger 1952 Sp. 340, 341; Rudolf Schmidt, MDR 1951, 321 f.; v. Lübtow (Fn. 20), 236 
(§411); Dittmann/Reimann/Bengel(-Bengel) (Fn. 20), § 2255 BGB Rn. 2; Kipp/Coing, Erbrecht14 (1990) 
210 (§ 31 II 2); Staudinger(-Wolfgang Baumann), BGB, §§ 2197-2264 BGB11 (1996) § 2255 BGB Rn. 3; 
Erman(-Michael Schmidt), BGB II: §§ 854-2385 BGB usw.10 (2000) § 2255 BGB Rn. 1; Heinrich Lange/ 
Kuchinke (Fn. 19), 412 f. (§ 23 II 2 d); Leipold, Erbrecht14 (2002) Rn. 252. 

22 RG 21.3.1921, RGZ 102, 69, 70; KG 12.12.1969, NJW 1970, 612, 614; Klaus Hohmann, ZEV 1997, 
271, 272. 

23 Siehe nur RG 9.5.1912, JW 1912, 798, 799; BGH 10.5.1951, JZ 1951,591 m. Anm. Coing-, BayOblG 
15.5.1990, FamRZ 1990, 1162, 1163; 28.1.1992, NJW-RR 1992, 653 ,654 (dazu Petra Pohlmann, RPfleger 
1992, 484); KG 7.4.1938, JW 1938, 1601; 6.1.1995, ZEV 1995, 107; LandwirtschaftsG Neumünster 
13.12.1965, SchlHA 1966, 83 f.; RGRK12(-/irege/J (Fn. 20), §2255 BGB Rn. 4; Soergel"(-Harder) 
(Fn. 19), § 2255 BGB Rn. 2; Ebenroth, Erbrecht (1992) Rn. 211; Staudinger"(-Wolfgang Baumann) 
(Fn. 21), § 2255 BGB Rn. 31; MünchKomm3(-ßunfcart) (Fn. 19), §2255 BGB Rn. 3; Brox, Erbrecht17 

(1998) Rn. 410; Handkommentar zum BGB(-Hoeren),2 (2002) § 2255 BGB Rn. 5. 
24 Siehe nur BayObLG 26.2.1985, FamRZ 1985, 839, 840; 15.5.1990, FamRZ 1990, 1162, 1163; 

28.1.1992, NJW-RR 1992, 653, 654; 21.7.1992, NJW-RR 1992, 1358; OLG Frankfurt a.M. 20.12.1977, 



Stichwortverzeichnis 

Abänderungserklärung 717 
Abänderungsvertrag 1006 
Abbedingung von Beseitigungsrechten 1042 ff. 
Abbedingung von Kompensationspflichten 

1026 f., 1034 f. 
Abfindung 621 f. 
Abfindungsschutz 440 
Abgabe der Erklärung 740-742 
Abhängigkeit, existenzielle 1133 
Abholen der Ware 887 
Absatzgespräch 231-234 
Abschluß einer Erklärung 626 
Abschlußführerschaft 955 f. 
Abschlußgebühren 606 
Abschlußkontrolle 1148-1150 
Abschlußmakler 569 f. 
Abschlußzwang 739 
Abschreckungseffekt 1148 
Abschrift 794 
Abspeichern 781 
Abstrakte Erklärungen 214 ff. 
Abstraktes Schuldanerkenntnis 214 f. 
Abstraktes Schuldversprechen 1013 f. 
Abstrakte Typisierung 253 f., 267 f., 1135-1137 
Abtretung siehe Zession 
Abtretungsanzeige 589 f. 
Abwicklungsvertrag 180 f., 645, 833 f. 
Abzugsposten 940 f. 
actus contrarius-Doktrin 646 ff. 
Adoptionsrecht 153-155, 489-492, 642 
Adressat der Widerrufserklärung 656 ff., 760 f. 
Änderung der Widerrufsadresse 664 f. 
Änderungskündigung 1028 
Ängstlichkeit 351 f. 
Aequivalenz 203 f. 
Affektionsinteresse 551 
AGB 535, 736 f., 768, 950, 1013 ff., 1029 ff., 

1045 ff., 1130 
AGB Banken 1013 ff. 
AGB Sparkassen 1013 ff. 
agency-Theorie 957 
Aktiengesellschaft 132 ff., 914 
Aktienrecht 132 ff. 
Aktiv/Aktiv-Methode 615, 618 f. 
Aktive Täuschung 307 f. 
Aktivitätsniveau 380 f., 1134 
Aktiv/Passiv-Methode 615, 617 f. 
Akzessorietät 282-284, 452 ff., 647 

Aleatorisches Geschäft 609 
Alertisierung 773 
aliud-Lieferung 890 f. 
Alles-oder-Nichts-Prinzip 1092 
Allgemeine Geschäftsbedingungen 535, 736 f., 

768, 950, 1013 ff., 1029 ff., 1045 ff., 1130 
Allgemeines Persönlichkeitsrecht 334 f. 
Allgemeininteressen 846 f., 916 f. 
Allmendegüter 319 
Allokation 
- des Erklärungsrisikos für Beseitigungserklä-

rung 688 
- von Verantwortlichkeit 413 f. 
Allokationseffizienz 223, 310, 1139 
Alternative 1162 
Alternativität, tatbestandliche 1074 ff. 
Altkunden 612 
Amortisationsrisiko 318 
Amtsempfangsbedürftige Erklärungen 585 
Analphabet 391 
Analogie 
- zu § 109 BGB 142 ff. 
- zu § 121 BGB 189 
- zu § 122 BGB 541, 580-582, 582 f., 1163 
- zu § 123 BGB 209 f., 1160 
- zu § 123 II BGB 966 
- zu § 124 BGB 188 f. 
- zu § 124 III BGB 862 
- zu § 144 BGB 864 
- zu § 178 BGB 132 ff., 141 f. 
- zu § 180 BGB 141 f. 
- zu §203 BGB 814 f. 
- zu §§ 204-213 BGB 808 ff. 
- zu § 2 1 8 1 BGB 861 
- zu § 254 BGB 559 
- zu § 278 BGB 973 
- zu §§ 312 ff. BGB 274 f., 287 ff., 1151 ff., 

1165 f. 
- zu § 312 d BGB 280 f., 1166 
- zu §318 II BGB 984 
- zu §§ 350; 455 S. 1 BGB 863 f. 
- zu § 357 BGB 904 f. 
- zu §§ 404; 406; 407 BGB 995 
- zu §§ 481 ff. BGB 292 ff. 
- zu § 4 9 0 II BGB 614 
- zu § 495 BGB 1155 ff. 
- zu § 505 BGB 276-280 
- zu § 658 I BGB 647 f. 



1320 Stichwortverzeichnis 

- zu § 669 BGB 887 f. 
- z u § 1830 BGB 125 f., 132 ff. 
- z u § 1956 BGB 849 f. 
- zu §§ 1; 2 HWiG aF 274 f., 1166, 1167 
- zu § 4 KSchG 831-834 
- z u § 13 a UWG 1159 f., 1167 f. 
- zu § 7 II Hs. 2 VerbrKrG 859 f. 
- zu §§ 8 IV; 5 a VVG 1167 
Aneignungsgestattung 77 f., 111 f. 
Anerkenntnis 214 ff., 477 f., 812 
Anerkenntniserklärung 477 f. 
Anerkenntnisurteil 477 f. 
Anfechtbarkeit 30, 452 ff., 546 f. 
- nach §315 BGB 25 
- Verstreichenlassen einer Frist 849-851 
Anfechtung 25 ff., 345 f., 583 ff. 
- Abtretungsanzeige 589 f. 
- Abtretungserklärung 589 f. 
- Aufhebungsvertragserklärung 831-834 
- Ausschlagung 638 
- Beseitigungserklärung 1104 
- „dingliche Wirkung" 25 
- Eindeutigkeit 714 f. 
- Erbschaftsannahme 584 f., 638 
- Folgen 876 ff. 
- Innenvollmacht 591 ff. 
- Konkurrenzen 1074 ff. 
- und arbeitsrechtliche Schutzregimes 19 f. 
Anfechtungsobjekt 13 
Anfechtungsrecht, vertragliches 1019 
Anfechtungsrisiko 470 
Angabethema 307 f. 
Angaben ins Blaue hinein 341 
Angebot 
- Aufhebungsvertrag 692, 719 
- festes 84 f. 
- fortbestehendes 873 
- freibleibendes 158 ff. 
- Neuvornahme 1115 f. 
- ohne Obligo 160 f. 
- Widerruf 98 f. 
Angehörige 969 f. 
Angenommene Anweisung 451 f. 
Anhörung des Betriebsrats 19 
Ankündigung 689-691 
Anlagevermögen 917 
Anlaufhemmung 746 f., 794 f., 796 ff. 
Anleihe 617 
Anlockwirkung 770 
Anmeldung 922 f. 
Annahme 97 f. 
Annahme einer Anweisung 451 f. 
Annahmeverzug 941 
Anscheinsvollmacht 471 f. 
Ansehen der Rechtspflege 476 f. 
Anspruch auf Erklärungsabgabe 725-728 

Anspruch auf Vertragsaufhebung 183 ff. 
Anspruchsgeltendmachung unter Vorbehalt 

1098 
Anspruchskette 592 f. 
Anspruchskonkurrenz 907 f. 
Antizipierendes Beseitigungsrecht 89 
Antizipierte Einigungserklärung 104 ff. 
Antwortverweigerung 328, 331 
Anwalt 465 f., 568 f. 
Anwaltsschriftsatz 638 
Anwartschaftsrecht 590 
Anweisung 77, 451 f., 1045 
Anzahlungsverbot 49 
Apathie 1140, 1150 
„April-April-Syndrom" 3 f. 
Arbeitgeber 258-262 

- Betriebliche Übung 526-529 
- Drohung mit Kündigung 375-378 
- Fragerecht 335-337 
- Personalgespräch 1161 
- verständiger ~ 376 f. 
Arbeitgeberdarlehen 260 f. 
Arbeitnehmer 
- Aufhebungsvertrag unter Druck 375-378 
- Begriff 249 ff. 
- Betriebliche Übung 526-529 
- Einstellungswürdigkeit 841 
- Personalgespräch 1161 
- Fehlerhaftes Arbeitsverhältnis 929 ff. 
- Verbrauchereigenschaft 258-262 
Arbeitnehmerschutz 937 ff. 
Arbeitsbedingungen 717 
Arbeitseinkommen 936 
Arbeitsgerichtsprozeß 937 
Arbeitsplatz 227 f. 
Arbeitsrechtliche Fristen 819 
Arbeitsrechtlicher Abwicklungsvertrag 180 f., 

645, 833 f. 
Arbeitsrechtlicher Aufhebungsvertrag 3 f., 

176 ff., 621 f., 644 f., 831-834 
Arbeitsschutzrecht 937 f. 
Arbeitssicherheitsrecht 937 f. 
Arbeitsteiligkeit 953 ff. 
Arbeitsvertragliche Sonderleistung 1028 f. 
Arbeitszeugnis 166-168 
Arglist 339 ff., 813 
Arglisteinrede 713 
Arglistige Täuschung 121 f., 303 ff. 
Aufbewahren von Beweismitteln 696 
Aufdrängungsverbot 428 
Auffangtatbestand 1152 
Aufforderung zur Genehmigung 116 f., 127 
Aufhebung einer Adoption 489-492 
Aufhebung eines Formerfordernisses 653 f. 
Aufhebungsentgelt 610 ff. 



Stichwortverzeichnis 1321 

Aufhebungsvertrag 3 f., 176 ff., 375-378, 
610 ff., 644 f., 648-650,652 f., 719, 831-834, 
950 f. 

Aufklärungspflicht 122, 185 f., 309 ff., 440 
Aufklärungsrichtiges Verhalten 210 f. 
Auflösende Bedingung 52, 158, 159, 179, 

465 f., 828 f., 980, 1006 f., 1010-1013, 1021, 
1026, 1097 f. 

Aufmerksamkeitseffekt 771 f. 
- siehe auch Warnfunktion 
Aufrechnung 1015, 1018 
Aufschiebende Bedingung 465 f., 711, 1006 f., 

1020, 1026 
Aufsichtsrecht 856 
Auftrag 173 f. 
Aufwandserstattung 910 
Aufwertungsrecht 483 
Ausdrucken 781 
Ausfertigung 640 f. 
Ausgründung 956 
Auslandsinvestmentrecht 63-65, 234 f., 770 f., 

908-910, 1075 f., 1082 
Auslegung 
- contra proferentem 1031 
- ergänzende 863 
- kundenfreundlichste 1053 
- verwenderunfreundlichste 1031 
Auslobung 68 f., 417 f., 609, 1059 
Auslobungswiderruf 417 f. 
Ausnutzen 
- eines Autoritätsgefälles 1161, 1167 
- eines Irrtums 122 
Auspacken 899 
Ausschlagung einer Erbschaft 638 
Ausschlußfrist 188 f., 734 f., 808 ff. 
- gemischte 813 f. 
- objektive 813 
- subjektive 813 
Ausschlußgrund 18 f., 494 ff. 
Ausschlußvereinbarung 1036 ff. 
Ausschreibung 585 f. 
Außenvollmacht 594 
Ausübungshemmende Abrede 811 f. 
Ausübungskontrolle 1027 f. 
Ausübungszwang 845 
Auswahl des Adressaten 660 ff. 
Authentische Interpretation 687 
Automobil 895, 897 
Autonomie des Erklärenden 1120 f. 
- siehe auch materielle Privatautonomie 
Autoritätsgefälle 1161, 1167 
Avalkredit 294 f. 

back-to-back-Situation 1048 f. 
Bagatellgeschäfte 516 f. 
Bankbürgschaft 294 f. 

Bankschuldverschreibung 618 
Bargeschäft 497, 498 f. 
Bauträgervertrag 1142 
Bearbeitungsgebühr 606, 620 f. 
Bedenkzeit 78, 278, 739 f., 866, 1148 
Bedingte Anfechtung 728 ff. 
Bedingte Beseitigung 728 ff. 
Bedingung 52, 78 ff., 718 
Bedingungsfeindlichkeit 728 f., 1097 f. 
Beendigung einer Geschäftsbeziehung 368 f. 
Befindlichkeit 353-356 
Beförderungszeit 821 
Befriedigung von Verbraucherbedürfnissen 41 f. 
Begründungspflicht für Beseitigung 695 ff. 
Behaupten 
- leistungsstörungsrechtlicher Behelfe 21 
- struktureller Unterlegenheit 1135 
Beherrschungsvertrag 139 f. 
Behörde 645 f. 
Behördliche Genehmigung 147-150 
Beibringungsgrundsatz 706 
Beitritt 912 
Belehrung siehe Widerrufsbelehrung 
Belehrungsmuster 759 ff. 
Belehrungsobliegenheit 674 f., 752 ff., 896 ff., 

971 f. 
- siehe auch Widerrufsbelehrung 
Belehrungspflicht des Notars 1142 
Beredtes Schweigen 835 
Bestandskraft 872 
Bezeichnung eines Rechtsbehelfs 684 f. 
Beobachtungskosten 47 
Berater 962, 1161 
Beratung 683, 753, 818 f., 1154 
Beratungsempfehlung 377 
Bereicherungsrecht 214 ff., 578, 875 ff., 907, 

910 f., 926 f. 
Bereichsspezifische Geschäftskompetenz 253 
Bereitstellungsentschädigung 601 f. 
Berufshaftung 312 
Berufstypische Vorkenntnisse 312 f. 
Beschaffenheitsgarantie 503 f. 
Beschaffungsrisiko 1124 
Beschleunigungseffekt 815 f. 
Beschlußfassung 140 
Beseitigungsanspruch 430 
Beseitigungsberechtigter 596, 979 f. 
Beseitigungserklärung 430 f. 
- Adressat 656 ff. 
- Beseitigung 1099 ff. 
- Form 625 ff. 
- Inhalt 693 ff. 
- „Rücknahme" 1108 f., 1110 
- unter Vorbehalt 1097 f. 
Beseitigungsfähigkeit 694 f. 
Beseitigungsfrist 734 ff. 



1322 Stichwortverzeichnis 

Beseitigungsgrund 695 ff. 
Beseitigungshandlung 426 
Beseitigungsobjekt 426, 693 
Besitzrecht 43 f. 
Bestätigung 432, 686, 864, 1058, 1060, 1105, 

1111 ff. 
Bestätigungsschreiben 524-526 
Bestandsschutz 915 f., 962 f. 
Bestimmungsrecht 660-663 
Bestreiten einer Verpflichtung 685 f. 
Betreuer 127 f. 
Betreute 118 
Betreuungsrecht 118, 127 f. 
Betriebliche Übung 526-529 
Betriebsgemeinschaft 932 
Betriebsrat 19, 943 f. 
Betriebsübung 526-529 
Betriebsvereinbarung 79 f. 
Betriebsverfassungsrecht 943 f. 
Betriebszugehörigkeit 943 f. 
Betroffenheit 979 
Betrug 339 
Beurkundung 1141-1145 
Beurkundungskosten 1144 f. 
Beurteilungskosten 733 
Beurteilungsrisiko 576 
Beweisfestigkeit 628 
Beweiskosten 1134 
Beweislast 822 f. 
- siehe auch Beweisprobleme 
Beweislastumkehr 210 f., 750 f. 
Beweismittel 696, 734 
Beweisprobleme 
- Beseitigungsvoruassetzungen 1108 
- Kenntnisnahme 96 f. 
- Motivirrtum 392 
- Regreß 414 
- Strategisches Verhalten 855 
- Verweigerung der Unterschrift 777 f. 
- Widerrufserklärung 635 f. 
- Zugang einer Erklärung 744 f. 
Beweisrisiko 505 f. 
Beweisvorbereitungsaufwand 1134 
Bezeichnung eines Rechtsbehelfs 684 f. 
Bezugsberechtigung 163-166 
Billigkeitshaftung 581 
Billigungsvorbehalt 1009 
Bindung an das gegebene Wort 1 f. 
Bindungsinteresse 435 ff. 
Bindungsrichtung 586 f. 
Bindungsträger 872 
Bindungswirkung 1,13, 26, 84-86, 88 f. 
Bluff 355 
Börsenrecht 212 f. 
Bösgläubigkeit 691 f. 
Bonitätsprüfung 497 f. 

Bote 406, 409 ff. 
Botenschaft 972 f. 
Branchenabgrenzung 255 
brevi manu traditio 466 
Briefkastenadresse 663 
Briefkopf 262, 661 
Briefpost 756, 825 
brinkmanship 374 f. 
B2C-Geschäft 775 
- siehe auch Verbraucherschutzrecht 
Bücher 797 
Bürgschaft 215, 967 f. 
- Einrede der Anfechtbarkeit 452 f. 
- und Haustürgeschäfterecht 287 ff. 
- und Verbraucherkreditrecht 292 ff. 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 

856 
Bundesbank 606 
Bundesverfassungsgericht 1131 f. 
button 774 
BVerfG 1131 f. 

caput controversium 505 
cash flow 920 
Cash-Flow-Methode 616 
causa 207 f., 217 f. 
CD 797 
cheapest cost avoider 1140, 1148 
cheapest information provider 191 f., 313 f., 

560, 856, 1140 
condictio indebiti 876, 877 
condictio ob causam finitam 876 
cooling off-period 278, 739 f., 866, 1148 
Courtage 567, 569 f., 606 
cross default-Effekte 909 
C2B-Geschäfte 259 
culpa in contrahendo 183 ff., 585,1035, 1078 f., 

1079 f., 1099 
culpa in declarando 542 f. 
culpa post contractum finitum 184 
culpa post pactum perfectum 184 

Darlehen 171 f., 603, 615 f. 
- siehe auch Verbraucherkreditrecht 
Datenbankrecherche 281 
Datenträger 627 ff. 
Dauerhafter Datenträger 627 ff., 778 
Dauerschuldverhältnisse 800, 836-838, 853, 

929 ff. 
DDR 482 
debitor cessus 457-460 
Deckungsgeschäft 566, 570 f. 
Deckungskosten 141 
Deckungszusage 57, 1070 
Deklaratorisches Schuldanerkenntnis 216 



Stichwortverzeichnis 1323 

Deliktsrecht 183, 364 f., 842, 907, 1078 f., 
1079 f., 1116 

Depotgesetz 112 
Dereliktion 584, 681 f. 
Derogationsfestigkeit 950 f. 
Dezentralisierung 545 
Dienstleistungen 278 f., 281 
Dienstzeugnis 166-168 
diligentia quam in suis 900 
Direktmarketing 964 
Direktvertrieb 1083 
- siehe auch Haustürgeschäft, Fernabsatzrecht, 

Vertriebspersonal 
Disagio 607, 616 
disclaimer 780 
Disjunktivität 1095, 1155 
Diskriminierungsverbote 336 f. 
Dispositionsfreiheit 204 f. 
Dokumentationsinteresse 775 f., 784 
Dokumentationssicherheit 629, 775 f. 
Doppelnatur 680 
Doppelwirkungen 1095 f., 1103 
Download 517-519, 632 
Drittäuschung 582 f., 842 f., 960-963 
Drittanfechtungsrecht 656, 980 ff. 
Drittbegünstigter 162 f., 587 f. 
Drittbeseitigungsrecht 596, 656 
Drittbezug 113 f., 675 f. 
Drittbindungen 337 f., 567 ff. 
Drittdrohung 580-582, 842 f., 974-976 
Dritte 
- als Rechtsinhaber 989 ff. 
- als Vereinbarungsparteien 1036 f. 
- Vertrauensschaden 584 ff. 
- Zurechnung 953 ff. 
Dritterklärung 976 ff. 
Dritterwerb 464 f. 
Drittgeschäft 564-566, 579 
Drittinteressen 446 ff. 
Drittsicherungsabreden 282 ff. 
Drittwerbung 963-966 
Drohung 349 ff., 800-802, 1124 f., 1128 f. 
Druck 816 f., 968 
Druckmittel 690, 1024 
Drucksituation 1141-1143 
Drucktechnische Hervorhebung 766 ff. 
Durchsetzungsmacht 1132 ff. 

e-commerce 237 f., 559-561, 792 
e-commerce-Richtlinie 559 
Effektivität 268 
Effektivzinssatz 617 
Effizienz 6 f., 191-193, 200 f., 309 f., 313 f. 
Eheaufhebungsklage 484, 595 
Ehegatten 76 f., 677, 784-786, 828 f., 969 f. 
Ehegüterrecht 128 ff. 

Ehenamensrecht 163 f., 643, 679, 991 
Eherecht 914 
Eigeninteresse 967 f. 
Eigenkündigung des Arbeitnehmers 833 
Eigenschaft einer Person 502 f. 
Eigenschaftsbegriff 495 f. 
Eigenschaftszusicherung 503 f. 
Eigentümer-Besitzer-Verhältnis 908 
Eigentum 508 f. 
Einbeziehungskontrolle 736 f., 1045 ff. 
Einbringlichkeitsvorbehalt 83 
Eindeckungskosten 566 
Eindeutigkeit bei Anfechtungserklärungen 

714 f. 
Einführungsangebot 1126 
Eingabefehler 559 f. 
Eingeschränkte Teilbeseitigung 732 f. 
Eingetragene Lebenspartnerschaft 169 f., 643, 

716, 830 f., 1071, 1100 
Einigsein 105-107 
Einigung 101 ff. 
Einigungserklärung 101 ff., 540 
Einkommensteuerrecht 620 
- siehe auch Personalsteuern 
Einladung 1154 
Einlageverpflichtung 917 
Einmalgeschäfte 853 
Einmalkosten 753 
Einrahmung 768 
Einrede 452 ff., 598 f., 694 f. 
Einseitige Erklärung 68 ff. 
Einseitige Verpflichtungserklärung 68 f. 
Einseitiger Widerrufsvorbehalt 156 ff., 877 f. 
Einstellungswürdigkeit 841 
Einwendung 844 ff. 
- rechtshindernde 45 f. 
Einwerbekosten 579 
Einwilligung 
- bei insolvenzrechtlichem Zustimmungsvor-

behalt 142 ff. 
- in Adoption 153-155 
- Widerruf einer - 70-72, 437 f., 642 
Elektronische Kommunikation 90-93 
Elektronischer Geschäftsverkehr 792 
- siehe auch e-commerce 
Elektronische Widerrufsbelehrung 780-782 
Eltern des Vaters 989 
e-mail 91 f., 561, 629 ff., 774 
Emittent 958 f. 
Emotion 1157 f. 
Emotionalität von Werbung 1157 f. 
Empfängerhorizont 801 f. 
Empfangsbedürftige Erklärung 586 ff. 
Empfangsbote 662, 679 
Empfangsvertreter 657, 679 
Entdeckungswahrscheinlichkeit 1119 
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Entgangener Gewinn 564-566 
Entgeltfortzahlung 938-940 
Entgeltlicher Erbverzicht 507 f. 
Entgeltlichkeit 288-291 
Entlassungsentgelt 611 
Entreicherungseinrede 933, 941, 1014, 1018 
- siehe auch Wegfall der Bereicherung 
Entschädigung 541-543, 548 f., 601 f., 614 ff. 
Entscheidungsfreiheit 195-198 
Entscheidungskosten 563 
Entscheidungszuständigkeit 545 
Entscheidungszwang 426 f. 
Entschuldigung 790 f. 
Entsiegeln 899 
Enttäuschung von Vertrauen 548, 1105 f. 
- siehe auch Vertrauensschutz 
Erbe 985 
Erbfall 802 f., 829 f. 
Erblasser 9-11,32, 985 
Erbrecht 9-11, 27, 32, 401 ff., 677 f., 806 f. 
Erbschaftsannahme 584 f., 638 
Erbschaftsausschlagung 638 
Erbvertrag 27, 32,405, 641 f., 655, 980 f., 987 
Erbverzicht 507 f., 829 f. 
Erfahrungsgüter 1166 
Erfüllungsanspruch 37, 48 f. 
Ergänzende Auslegung 863 
Erklärung 1, 26 f. 
- eines Dritten 976 ff. 
Erklärungsabgabe 740-742 
Erklärungsbindung 551 
Erklärungsdefekt 444, 553 ff., 1038 f. 
- siehe auch Drohung, Irrtum, Täuschung 
Erklärungsfrist 1153 
Erklärungshandlung 406 f. 
Erklärungstatbestand 8-14 
Erklärungsträger 8-12 
Erklärungswert 542, 1163 f. 
Erklärungswirkungen 8-14 
Erklärungszurechnung 976 ff. 
Erlangen von Rechten 973 f. 
Erlaßvertrag 177, 1063 
Ermächtigung 
- Widerruf 72 
Ermächtigungserklärung 69 ff. 
Ermittlungskosten 1134 
Ertragsteuern 574-576 
Erwartungen 203 f. 
Erweiterungsgeschäfte 254 f. 
Europäisches Patentverfahren 170 f. 
Europarecht 54-57 
Eventualanfechtung 728 ff. 
Eventualaufrechnung 730 
Eventualbeseitigung 728 ff. 
Evidenz eines Irrtums 556 f. 
ex ante-Beurteilung 520 f. 

Existenzgründungsgeschäfte 252-256 
Existenzielle Abhängigkeit 1133 
Existenzsicherung 933 
Exklusivität 316 
ex nunc-Wirkung 51 f., 67 f., 1019 f. 
Experimentierfeld 858 
Expertenwissen 320 f. 
ex post-Beurteilung 520 f. 
ex post-Opportunismus 1147 f. 
ex post-Widerlegung 841 f. 
ex tunc-Wirkung 51 f., 67 f. 
- siehe auch Rückwirkung 
eye-catcher 767, 768 

Factoringvertrag 83 
Fahrlässige Täuschung 187 ff., 343 ff. 
Fahrlässigkeit 900 
Fakten 8-12 
Faktische Gesellschaft 912 ff. 
Faktisches Arbeitsverhältnis 929 ff. 
falsus procurator 114-116, 411, 675 f., 957 f., 

977 f., 1081 
Fatalfrist 734 f. 
Fehlanreize 304 f., 1140 
Fehlererkennung 381 f. 
Fehlerhafte Gesellschaft 912 ff. 
Fehlerhaftes Arbeitsverhältnis 929 ff. 
Fehlerhaftes Mietverhältnis 945 f. 
Fehlerhaftes Versicherungsverhältnis 946 
Fehlinformation 304 f., 307 f. 
Feilbieten von Ware 965 f. 
Fernabsatzrecht 235 ff., 274 f., 509, 672 f., 743, 

745 f., 746 f., 771, 774 f., 791 f., 796 ff., 
805 f., 859, 893-896, 1052, 1086, 1088-1090, 
1166 

Fernunterrichtsschutzrecht 65 ff., 238 f., 899 f., 
1089 f. 

Festes Angebot 85 f. 
Feststellungsklage 485 f. 
Festverzinsliches Grundpfanddarlehen 613 
Fiktion 27 f., 31 f., 522 ff., 673 f., 849 
Finalität von Drohungen 351 ff. 
Finanzdienstleistungen 509 f., 520, 805 f., 1090 
Finanzierte Fernabsatzverträge 675 f., 765, 

899 f. 
Finanzierte Verträge 670 ff., 1090 f. 
Finanztitel 612 f. 
Fingierte Erklärungen 522 ff. 
„Flucht nach vorn" 1162 
Folgelasten 688 
Folgemaßnahmen 820 f. 
force majeure 810 
Forderungsbegründende Erklärung 588 f. 
Form 625 ff., 1113 f. 
Formalismus 654 
Formenstrenge 475 
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Formerfordernis 625 ff. 
- Aufhebung 653-655 
Formfreiheit 638 
Formnichtigkeit 155 f. 
Formulierung von Fragen 333 
Fortfall der Bindung 33 
Fragen 327 ff. 
- unzulässige 335 
Fragerecht 327 ff. 
Fragerecht des Arbeitgebers 6, 335-337 
free rider-Effekte 316 f., 398, 496 
Freibleibendes Angebot 158 ff. 
Freiheitsgrundrechte 4 f. 
Freizeitveranstaltung 228-230 
Fremdbestimmung 1150 
Frist 734 ff. 
- Beginn 740 ff., 1056 f. 
- Länge 803 ff. 
- offene 815-817 
- vertragliche 735-738 
Fristbeginn 740 ff., 756 f., 1056 f. 
Fristberechnung 757 f. 
Fristende 756 
Fristlauf 808 ff. 
Fristlaufauslösung 753 f. 
Fristlänge 803 ff. 
Fristlosigkeit 851 ff. 
Fristsetzungsrecht 842 f., 863 f. 
Fristvereinbarung 736 
Fristverlängerung 737 f., 1025 f. 
Fristwahrung 821 ff. 
Frustrierung von Erfüllungskosten 48 
Führungsrolle 671 
Fungibilität 924 
Furcht 801 
Furchtsamkeit 801 f. 

Garantenhaftung 977 f. 
Garantiehaftung 541 ff. 
Gast 226 f. 
Gebrauchtverkauf 1145 
Gebühren 568 f., 910, 1142 
Gebührenvolumen 1142 
Gedächtnisstütze 778 
Gefällekonstellation 262 ff. 
Gefahr 544 
Gefahrveranlassung 544 
Gegenpartei 656 ff., 1036 f. 
Gegenrecht 1128 
Gegen Weisung 175 f. 
Geheimhaltungspflicht 337 f. 
Geistiges Eigentum 317 
Gekoppelte Teilbeseitigung 732 f. 
Geldleistungsgläubiger 501 
Gelegenheitsakquisiteur 971 
Gemeines Recht 29 

Gemeinkostenanteile 605 
Gemeinschaftliches Testament 639-642, 655 
Gemeinschaftsrecht 54-57 
Gemeinschaftsverhältnis 931 f. 
Gemischte Verträge 241 
Genehmigung 
- Aufforderung zur ~ 116 f., 127 
- Behauptung gerichtlicher ~ 121 ff. 
- behördliche 147-150 
- bei Schuldübernahme 150 f. 
- Fristbeginn mit Abgabe 742 
- gerichtliche 121 ff. 
- Widerruf 73, 74 ,75 
Genehmigungsbehörde 678 
- siehe auch Behördliche Genehmigungen 
Genehmigungseinholungspflicht 149 
Genehmigungsfiktion 61 
Genehmigungsverpflichtung 75 
Genehmigungsverweigerung 73 f. 
Genehmigungsvorbehalt 955 f. 
- siehe auch Zustimmungsvorbehalt 
Generalklausel 1152 
Generalvollmacht 1062 
Genosse 924-926, 927 
Genossenliste 924-926 
Genossenschaft 924-926, 927 
Gericht als Widerrufsadressat 679-681 
Gerichtliche Genehmigung 121 ff. 
Gerichtsverfahren 475 ff. 
Gesamtgesellschaftliche Ausnahmesituationen 

482 f. 
Gesamtgut 130-132 
Gesamthand 928 
Gesamtschuldner 780-782 
Geschäft auf Erfolg 83 
Geschäft auf Probe 85 
Geschäftsbeziehung 368 f. 
Geschäftsführung 957 f., 969 
Geschäftsgewandtheit 397 f. 
Geschäftsgrundlage 172, 558, 1004 
Geschäftskompetenz 253 
Gesellschaft 481, 912 ff. 
Gesellschafter 257 f., 481 
Gesellschafter-Geschäftsführer 257 f. 
Gesellschafterversammlung 139 
Gesellschaftsanteil 1024 
Gesellschaftsrecht 132 ff., 912 ff. 
Gesellschaftsvermögen 920 
Gesprächsthema 1154 f. 
Gestaltungsklagerecht 373, 484 ff., 988 f. 
Gestaltungsrechte 426 ff., 483 ff., 666 ff. 
- Analogie zu verjährungsrechtlichen Vor-

schriften 808 ff. 
- Bedingungsfeindlichkeit 728 f. 
- Präklusion 44-46, 843 ff. 
- Zweigliedrigkeit 44 f. 
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- siehe auch Anfechtung, Widerruf 
Gestaltungsurteil 485 
Gestaltungs vertrag 176 
Gestehungskosten 605 
Gesundheitsschäden 563 
Gewährleistungsausschluß 1037 
Gewährleistungsfristen 855 f., 860 
Gewaltenteilung 1150 f. 
Gewandelte Überzeugung 22 f. 
Gewerberecht 970 f. 
Gewerkschaft 261 
Gewinn 564-566 
Gewinnabführungsverträge 139 
Gewinnanteile 605, 917 
Gewinnchance 1145 
Giroüberweisungsauftrag 440 f. 
Gläubigerschutz 920 f. 
Gläubigerverzug 941 
Gleichbehandlungsgrundsatz 922 
GmbH 257 f., 914 f., 922 f. 
GmbH-Recht 139 f. 
good cop/bad cop 955 
Grober Undank 990 
Gründung einer Gesellschaft 912 ff. 
Grundpfanddarlehen 613 
Grundstücke 
- Gütergemeinschaft 130 f. 
- siehe auch Immobiliarsachenrecht 
Grundstückskaufvertrag 649 f. 
Grundverhältnis 436 ff. 
Gruppenzwang 229 
Gütergemeinschaft 130-132 
Gutglaubensschutz 460 ff., 580 ff., 854, 927 f., 

962 f., 1096 
- siehe auch Vertrauensschutz 
Gutschrift 1013 ff. 

Haftkapital 920 
Haftungsbasis 924 
Haftungssubstrat 924 
Haftungsverschärfung 878-881 
Handelsbrauch 87, 526 
Handelsvertreterverträge 944 
Handlungsobliegenheit 1164 
hardship 1127 
Hardwarefehler 406 
Hauptschuld 282 ff., 452 ff. 
Hauptschuldner 454 ff., 967 f. 
Haupttätigkeit 256 
Hauptversammlung 133 f. 
Haushaltsgegenstände 130 
Hausnotar 1142 
Haustürgeschäfterecht 48 f., 224 ff., 287 ff., 

301 f., 759,788 f., 851,858-860,927,966 ff., 
1043, 1082-1084, 1144, 1152 

Haustür-Verbraucherkredit 902 f. 

Hedge-Kosten 141, 394 
Heilbar unwirksame Rechtgeschäfte 155 f. 
Heilung 762 f. 
- siehe auch Quasi-Heilung 
Heilungskosten 563 
Heininger-Entscheidung 851 f., 1084 
Hemmung 808 ff. 
Hervorhebung 766 ff. 
Hilfe 1162 
Hilfeverweigerung 1162 
Hilfsbedürftigkeit 1162 
Hinkende Rechtsgeschäfte 114 ff. 
Hinterlegung 459 f., 590 
Höchstpersönliches Recht 986, 990-992, 996 
Höhere Gewalt 810 
Hypothekenpfandbrief 618 
Hypothesen 841 f. 
Hypothetischer Parteiwille 874 f. 

icon 774 
Immobiliarsachenrecht 101 ff. 
Immobilienerwerb 958 f. 
Imparität 1131 ff. 
Inaussichtstellen einer Übel 349 
Individualkommunikationsmittel 632 f. 
Indizien 750 f. 
Inflationszeit 483 
Information 304 ff., 315 ff. 
Informationsasymmetrie 270, 754, 854 f. 
Informationsbeschaffung 1141 
Informationsbewertung 1141 
Informationseinordnung 1141 
Informationsfunktion 627 
Informationsgewinnungskosten 309 ff., 384, 

1129 
Informationsinteresse 332 ff. 
Informationsobliegenheit 455, 742-744, 791-

793 
Informationspflicht 185 f., 191 f. 
Informationsprobleme 455 ff., 909, 982 f. 
Informationsrente 312, 324 f. 
Informationssucher 740 
Informationsverarbeitung 1141 
Informationsverschleierung 506 f. 
Informationsvorsprung 312 f. 
Informiertheit 304 
InfoVO 759 ff. 
Inhaltskontrolle 5, 736 f., 1027 ff., 1046 ff., 

1148 f. 
Inkompetenz 308 
Inkorporation 483 f. 
Innenvollmacht 591 ff. 
Insolvenzantrag als Drohmittel 361 ff. 
Insolvenzforderung 935 
Insolvenzgeld 936 
Insolvenzrecht 142 ff., 971 
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Insolvenzrisiko 454, 582 f., 590 f., 592, 924, 
962 

Insolvenzschutz 935 f. 
Insolvenzverwalter 142 ff., 960 
Interessenabwägung 435 ff. 
Interessen Dritter 446 ff. 
Interessengegensätze 310 f., 959 
Interessenkongruenz 1108 f. 
Interessenkreis 979 
Interessewaltung 957 
Internationales Privat- und Prozeßrecht 260, 

279 f. 
Internationales Schuld vertragsrecht 16 
Internet 237, 274-276, 281 
Intersubjektive Nachprüfbarkeit 305 f. 
Interzedent 281 ff. 
Interzessionsgeschäfte 281 ff, 503 ff. 
Investition 315 ff., 497, 1156 
Investitionsrente 318 
Investmentrecht 63-65 
invitatio ad offerendum 160, 161 f. 
ipso iure-Nichtigkeit 428 f., 979, 1125, 

1149 
Irreführende Werbung 6 
Irrevokabilität 1099 ff. 
Irrtum 379 ff., 553 ff., 1105, 1122 
- über den Wert 495-497 
- über die Kreditwürdigkeit 497 ff. 
- Vereinbarung 1038 
- siehe auch Motivirrtum 
Irrtumsanfechtung 142, 379 ff., 806 f., 1122-

1124 
Irrtumsberichtigung 170 f. 
„Irrtum vorbehalten"-Klauseln 1030 f. 
Isolierungsgebot 769-771 

Kalkulationsinteresse 264 f. 
Kapitalanlagerecht 63-65, 234 f., 770 f., 908-

910, 1075 f., 1082 
Kapitalanteile 924 
Kapitalgesellschaften 914 f., 922 ff. 
Kapitallebensversicherung 163-166 
Kapitalmarkttitel 617 
Kataloghandel 235, 775 
Kaufmännisches Bestätigungsschreiben 524-

526 
Kaufmannsbegriff 243-246, 248 f. 
Kausales Schuldanerkenntnis 216, 507 
Kausalität 201, 210 f., 306 f. 
Kennenmüssen 961 
Kenntnis 
- der Täuschung durch Dritte 961 
- der wahren Sachlage 748 
- des Anfechtungsgrundes 748 
- des Beseitigungsgrundes 878-881 
- von Irrtum 747 f. 

- von Täuschung 751 
- zuverlässige 748 f. 
Kenntnisnahme 94-97 
Kette 445, 1048 f. 
Kind 154, 988 
Kindeswohl 988 f. 
Klagerhebung als Drohung 357 f. 
Klagschrift 825 
Klarstellungsobliegenheit 666, 817 f. 
Kleingewerbetreibende 248 
Knappe Ressource Justiz 478, 516, 815, 846 f. 
Kognitionsbefugnis 845 
Kollektivdrohung 801 
Kollektivarbeitsrecht 943 f. 
Kollusion 474, 928 
Kommissionsvertrag 174 f. 
Kommunikationsakt 8 
Kommunikation 
- elektronische 90-93, 626 ff. 
- Instantaneität 90 f. 
- über Zwischenpersonen 329 
Kommunikationskosten 1147 
Kommunikationsmedium 630 f., 822, 1034 f. 
Kommunikationsrisiken 406 ff., 524 
Kommunikationstechnologie 1034 f. 
Kommunikationsverfälschung 329 
Kompensation 18 f., 440-443, 538 ff., 706 f. 
- Abbedingung 1026 f., 1034 f. 
- beim Aufhebungsvertrag 178-180 
- Entstehungszeitpunkt 179 f. 
- Ersparnis 384 f. 
- Fälligkeit 179 f. 
- Irrtumsanfechtung 381 
- Klausel 950 
- Steuerungsfunktion 441 f. 
- Vereinbarung 1041 f., 1048 
Komplexität 223, 239 ff., 278, 1044 ff., 1155-

1157, 1167 
Kompromiß 690 
Kondiktion 214 ff., 578, 875 ff., 1099 
Kondiktionsausschluß 1099 
Kondiktionsfestigkeit 950 f. 
Kondiktionssperre 880 
Konditionenvergleich 222, 229, 292, 1166 
- siehe auch Marktvergleich 
Konkludenz 645 f. 
Konkurrenten 1158 
Konkurrenzen 1074 ff. 
Konkursausfallgeld 936 
Konkursrecht 935 f. 
Konkursverwalter 960 
Konservieren von Beweismitteln 696 
Konstitutives Schuldanerkenntnis 214 f. 
Konsumbedürfnis 41 f., 1067 
Konsument siehe Verbraucher 
Kontrahierungszwang 1105, 1115-1117 
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Kontroversielle Informationen 305 f. 
Konvention, soziale 698 
Konzentration 712 
Konzession 329 f. 
Kooperationsbereitschaft 1098, 1117 
Kooperationsrente 181 
Koordinationskosten 563 
Kopplung 732 f. 
Korporation 912 ff. 
Korporationsrecht 912 ff. 
Korrekturmöglichkeit 560 f. 
Kosten 
- Bearbeitungskosten 620 f. 
- Beobachtungskosten 47 
- Beurkundungskosten 1144 f. 
- Beurteilungskosten 733 
- Beweiskosten 1134 
- Deckungskosten 141 
- Durchsetzungskosten 48 
- Eindeckungskosten 566 
- Einmalkosten 753 
- Einwerbekosten 579 
- Erfüllungskosten 48 
- Ermittlungskosten 1134 
- Feststellungskosten 1134 
- Formulierungskosten 329, 753 
- Gestehungskosten 605 
- Hedge-Kosten 141, 394, 1145 
- Heilungskosten 563 
- Informationsbeschaffungskosten 309 ff. 
- Informationsgewinnungskosten 309 ff., 1129 
- Informationskosten 384, 393 
- Kommunikationskosten 1147 
- Lagerkosten 1136 
- Materialkosten 753 
- Motivationskosten 566 
- Neu Verpackungskosten 1145 
- Notarkosten 1144 f. 
- Prüfungskosten 330 
- Rechtsdurchsetzungskosten 428 f., 605, 

1135 
- Rechtsinformationskosten 429 
- Reisekosten 563 
- Rückabwicklungskosten 47 f., 1147 
- Rücksendekosten 886 ff., 1043 
- Schutzkosten 1145 f. 
- Sorgfaltskosten 380 
- Transportkosten 517 
- Untersuchungskosten 1145 
- Versendungskosten 886-888 
- Vertragsabschlußkosten 563 f. 
- Vertragserfüllungskosten 566 
- Vertragskosten 906 f. 
- Verwaltungskosten 606 
- Vorhaltekosten 46 f., 49 f., 416, 428, 517, 

566, 1136 

- Vorsichtskosten 417, 428, 1145 
- siehe auch Transaktionskosten 
Kostenentscheidung 577 
Kostenersparnis 942 
Kostenlast 886 ff. 
- vertragliche Überwälzung 888 ff. 
Kostenvoranschlag 320 f. 
Krankheitsfall 938 f. 
Kranzgeld 990 
Kreditgewährung 572 f. 
Kreditvermittler 662 
Kreditvertrag 670 ff. 
- siehe auch Darlehen, Verbraucherkreditrecht 
Kreditwürdigkeit 497 ff., 551, 590 f. 
Kündigung 171 f., 173 f., 174 f., 375-377, 833, 

915 f., 922 
Kündigungsrecht 84, 613, 915 f. 
Kündigungsschutz, mietrechtlicher 945 
Kündigungsschutzrecht 20, 182, 375 f., 440, 

819, 831-834, 938 
Kundenoberfläche 668 
Kundgabe 427 
- Rechtsfolgewillen 683 ff. 
Kursgewinn 908 f. 
Kursrisiko 908 f. 

Lästigkeitswert 755, 771, 994 f. 
Lagerkosten 1136 
Laiensphäre 698, 704, 805 
Lando-Principles 1121 ff. 
Lauterkeitsrecht 62 f. 
Leasing 959, 993 
Lebenspartnerschaft 169 f., 830 f., 1071, 1100 
- siehe auch Eingetragene Lebenspartnerschaft 
Lebensrisiko 1162, 1163 f. 
Lebensversicherung 1093 f. 
Lehre vom Rumpfvertrag 61 f. 
Lehre von den Doppelwirkungen im Recht 

1095 f., 1103 
Lehrmaterial 67 
Leichtfertigkeit 341 f. 
Leistungsbestimmung 981 ff. 
Leistungserbringung 513 ff. 
Leistungsfristvorbehalt 1050 ff. 
Leistungspflichten 
- vorläufige 148 f. 
- siehe Erfüllungsansprüche 
Leistungsstörungsrecht 18-21, 367 f., 685 f., 

703, 940 f. 
Leistungsverweigerungsrecht 42 f., 917 
Leistungsvorbehalt siehe Leistungsfristvorbe-

halt 
Letztwillige Verfügung 10 f., 27 
Liberale Wirtschaftsordnung 4 
Liquidationsanteil 917 
Lobbying 858, 903 f. 
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Lösungsinteresse 435 
Lösungsrecht 384 f., 393 f. 
Lohnrückstände 934 
Lotteriedienstleistungen 509 
Loyalitätsklausel 1040 

Machterklärungen 436 ff., 682, 1120 
Machtgeschäfte 70 ff., 450-452, 513, 1039 
Mängelgewährleistungsansprüche 38 ff., 634 
Mahnbescheid 687 
Makler 569 f., 960 
Mangelhafte Lieferung 890 f. 
Marketing 236 f., 321, 1152, 1159 
Marktaustritt 244 
Marktbedingungen 509 
Marktentwicklungen 1003, 1030 
Marktfunktionieren 269 
Marktmacht 1132 
Marktmodell des Wettbewerbsmarktes 1137, 

1146 
Marktpreis 548 f. 
Marktrisiken 1030 
Marktsegmentierung 269 
Marktveränderung 21 
Marktvergleich 222, 1003, 1166 
- siehe auch Konditionenvergleich 
Marktversagen 269 f., 271 f., 1134 
Marktzins 604, 605 f. 
Massenbeurkundung 1142 
Massengeschäfte 438 f. 
Massenkommunikationsmittel 632 f., 963, 1159 
Massenmarketing 237, 1159 
Materialkosten 753 
Materielle Gegenpartei 656 ff. 
Materielle Privatautonomie 28, 379, 1120 f. 
Mehrforderung 686 
Mehrheit von Beseitigungsrechten 1074 ff. 
Mehrseitiges Rechtsgeschäft 665 ff., 959 
Mehrzahl von Beseitigungsrechten 1074 ff. 
Mehrzahl von Kreditnehmern 782 ff. 
Mehrzahl von Widerrufsadressaten 663 f. 
Mengenangabe 723 
Mentalreservation 355, 375 
metus 801 
Mietänderungsvertrag 225 
Mietrecht 626 
Mietverhältnis, fehlerhaftes 945 f. 
Mietvertrag 225 
Mietzins 605 
Minderjährige 114 ff., 676 
Minderung 733 
Mindesaktivität 955 
Mindestgarantiefristen 848 
Mindestplausibilität 381 f. 
Mindestsorgfalt 554 
Mißbrauchsgefahr 519 f., 663 f., 774, 840-843 

Mißverständnisrisiko 684 
Mitteilung der Kenntnis 691 f. 
Mitteilung der Widerrufsbelehrung 778 ff. 
Mittelmann 445, 1048 f. 
Mittel-Zweck-Zusammenhang 355 ff., 1125 
Mitternachtsnotar 1142 
Mitverpflichtungsberechtigung 785 f. 
Mitverschulden 553 ff. 
Mobiliarsachenrecht 104 ff. 
Monitoring 566 
Monopolisierung 610 f., 1117 
Monopolisierungsinteresse 318 
Motiv 391 ff. 
Motivationen 325 f. 
Motivationsbeeinflussung 1157-1160 
Motivationskosten 566 
Motivirrtum 391 ff. 
Mündel 121 ff. 
Multiplikationseffekt 471 
Musterbelehrung 759 ff. 
Mutter 988 f. 
Mutterschutz 20, 938 

Nachbarschaft 945 f. 
„Nachbearbeitung" 866, 1066 
Nachforschungen 751, 810 
Nachfrage 698 f. 
Nachfrageobliegenheit 1093 
Nachfragermarkt 271 f. 
Nachfristsetzung 148 
Nachgeholte Widerrufsbelehrung 773 f., 786 ff., 

853 ff. 
Nachgründungsgeschäfte 133 ff. 
Nachholungsmöglichkeit siehe Nachgeholte 

Widerrufsbelehrung 
Nachkontrolle 787 f. 
Nachlaßgericht 677 f. 
Nachlaufende Frist 1156 
Nachprüfbarkeit 305 f. 
Nachschieben von Begründungstatsachen 709 f. 
Nachschieben von Beseitigungsgründen 701, 

702, 710 ff. 
Nachträglicher Eigentumsvorbehalt 156 
Nachträgliches Widerrufsrecht 1008 
Nahestehende Person 971 
Name 163 f. 
Namensnennung 626 
NaStraG 136 f. 
Naturalobligation 531 
Naturalrestitution 202 
Nebenpflicht 658, 942 f. 
Nebentätigkeit 256 
Negatives Interesse 549 ff. 
negotia claudicantia 114 
nemo auditur turpitudinem suam allegans 940, 

982 
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Neubeginn 812 f. 
Neugründung 254 f. 
Neukunden 612 
Neutrale Dritte 388, 1141-1145 
Neutralitätspflicht 983 
Neuverhandlungsklausel 1040 
Neuverpackungskosten 1145 
Neuvornahme 1112 f. 
Nicht-Äußerung 12 
Nichtberechtigter 140 f. 
Nicht bindendes Rechtsverhältnis 84-86 
Nichtempfangsbedürftige Erklärung 681 f. 
Nichterklärung 11 f. 
Nichtfortsetzung einer Partnerschaft 169 f., 

1100 
Nichtfortsetzungserklärung 1100 
Nichtgegenständliche Leistung 602 
Nicht gelesene Texte 385 ff. 
Nichtige Erklärung 12 
Nichtigkeit 29 f., 546 f. 
Nichtigkeit ipso iure 428 f. 
Nötigung 350, 353 f. 
Notar 388, 1141-1145 
Notarielle Beurkundung 639 f. 
Notarkosten 1144 f. 
Notlage, wirtschaftliche 1126, 1129 
Notstand 338 
Notverkauf 570 
Notwehr 338 
NS-Recht 932 
Nullsummenspiel 324 f., 326, 350 f., 360, 368, 

382 
Nutzensteigerung 350 f. 
Nutzung 602 f. 
Nutzungsentschädigung 600 ff., 621, 950 
Nutzungsersatz siehe Nutzungsentschädigung 

Oblat 539 f. 
Obliegenheit 532 f., 554, 560, 666, 817 f. 
Obligationenprogramm 23 f. 
Öffentliche Beglaubigung 643 
Öffentliche Hand 585 f., 617 
Öffentliche Register 480 f. 
Öffentliche Schuldner 617 
Öffentliche Verkehrsmittel 230 
Öffentliche Wege 230 
Ökonomische Analyse des Rechts 6 f. 
Offenkundigkeitsprinzip 511 f. 
Offerent 539 f. 
„ohne Obligo" 160 f. 
Okkupant 681 f. 
one-to-one-Marketing 237 
Online-Download 517-519 
Opfer 354 f. 
Opferstigmatisierung 354 f. 
Opportunismus 397, 509 f., 566, 1146-1148 

Opposition 1107 f., 1110 
Optionen 273, 110-1102 
Optionenverringerung 273 f., 1101 f. 
Ordnungsaufgabe 918 
Ordnungsinteresse 543 
Organisationsgeschäft 913 
Organisationsverantwortung 415 
Orientierungsmarke 427 

pacta sunt servanda 1 f., 4 
Paket 885 f. 
Pandekten 29 
Partygeschäft 226 
Patentrecht 170 f., 479 f. 
Paternalismus 268 ff., 1067 
Pauschale 906 
Pay-TV-Vertrag 277 
Pendenzwiderrufsrecht 113 ff., 877, 1120 
Periodisierung 1157 
Persönlichkeitsrecht 334 f. 
Personalgespräch 1161 
Personalsteuern 574-576 
Personengesellschaften 920 
Personenrechtliches Gemeinschaftsverhältnis 

931-933 
Personenstandsrecht 480 f. 
Pfändung 593 
Pfändungsschutz 934 f. 
Pflichtenkollision 337 f., 983 
Pkw 895, 897 
Planungsrisiko 548 f. 
Policenmodell 795 
Porto 886, 891 
Positive Forderungsverletzung 183 f., 200 f., 

208 f. 
Positives Interesse 549, 550 f. 
Postversand 825, 885 f. 
Postversandfähigkeit 885 f. 
Potestativbedingung 80 f., 82, 158, 433 f., 731, 

1006 f., 1097 f. 
Potestativrechtsbedingung 433 f. 
Praeambel 1040 
Präklusion 44-46, 843 ff. 
Prämie 610 f., 994 f. 
Präsentationsmaterial 965 
Präventiver Rechtsschutz 365 f. 
Präventiver Rechtsverzicht 1037 
Preis 178-180, 329 f., 441, 548 f., 551, 610 ff., 

994 f., 1145 f. 
Preisabschlag 1145 
Preisausschreiben 984 
Preisirrtumsklauseln 1031 
Preisniveau 1146 
Preisnachlaß 1064 
Primärschutz 435 ff., 1124, 1128 
Principles of European Contract Law 1121 ff. 



Stichwortverzeichnis 1331 

Printmedien 235 
Prinzipal 114-116 
Privatautonomie 28, 176 f., 379 f. 
Privatbereich 225 ff. 
Privatsphäre 243 ff. 
Privatwohnung 225-227 
Probe 1009 f. 
Professionalität 683 
Prognoserisiko 372 f., 494 ff., 504, 841 f., 1122 
Prokura 1062 
promissio conditionata 29 
property right 317-321 
Prospekthaftung 212 f. 
Protokollierungszwang 737 f. 
Provider 408 
Provision 225, 517, 969 
Provozierte Bestellung 232 f. 
Prozentualisierung 1157 
Prozeß 573, 576-578, 730 
Prozeßerklärungen 474 ff. 
Prozeßgeschehen 700 
Prozeßkosten 573 
Prozeßrecht 843 ff. 
Prozeßrisiko 357, 576 
Prozeßstandschaft 402 
Prozessuales Anerkenntnis 216 
Prozeßvergleich 650 f., 679-681,737 f., 1005 f., 

1008, 1020 f. 
Prozeßverträge 476 f. 
Prozeßverwirkung 839 f. 
Prüfung der Ware 896 f., 898 f. 
Psychologischer Abschlußzwang 739 
Push-Dienst 409 

Qualitativer Irrtum 723 ff. 
Quantitativer Irrtum 722 f. 
Quasi-Heilung 521 f., 710 f., 921 
Quasi-Reurecht 432 f., 1116 
Quasi-Risikogeschäft 510-512 
Quasi-Rückwirkung 1046 f., 1109 
Quasi-Status 243 f. 
Quersubventionierung 279, 612, 1146 

Rahmenvereinbarung 1041 
Rahmenverständigung 1041 
Rang einer Forderung 935 
Ratenkreditverträge 240 f. 
Ratenlieferungsverträge 781 
Ratenzahlungsverträge 240 f. 
Rationale Apathie 1140, 1150 
Rationalisierungsmöglichkeiten 7, 314 f., 

438 f., 560 f., 753 f., 1134 f., 1139 f. 
Rationalität 866 
Reaktionsstrategie 429 
Reale Rechtslehre 14 
Rechenirrtum 1031 f. 

Rechnung 686 
Rechtsanwalt 568 f., 1005 f. 
- siehe auch Anwalt 
Rechtsaufgabeerklärung 112 f. 
Rechtsbedingung 433 f., 729 f., 901 
Rechtsbegründende Erklärung 588 
Rechtsdurchsetzer 1158 
Rechtsdurchsetzungskosten 428 f., 605, 1135 
Rechtserlangung 973 f. 
Rechtsfähigkeit bei Gesellschaften 921 
Rechtsfolgewillen 683 ff. 
Rechtsinformationskosten 428 f. 
Rechtsgeschäft 26 
- auf Probe 1009 f. 
Rechtsgrund 178 
Rechtshindernde Einwendung 45 f. 
Rechtsklarheit 695 f. 
Rechtskraft 577, 845 
Rechtsmißbrauch 840-843, 861, 864-866, 998 
- siehe auch Arglisteinrede 
Rechtsnachfolger 588-590 
- siehe auch Zession, Zessionar 
Rechtspflege 476 f. 
Rechtsrat 817 f. 
Rechtsschein 434, 471 f., 927 f. 
Rechtssicherheit 5, 850 
Rechtsunkundigkeit 697 f. 
Rechts Verschlechterung 71 f. 
Rechts verzieht 1037 
Rechtzeitiges Absenden 822, 827 f. 
Redundanz 826 
Refinanzierung 616, 619 
Regelbeispiele 1152 
Register 480 f., 921 
Registergericht 921 
Registrierte Erklärungen 480 f. 
Regreß 413 f., 456, 582 
Reichsjustizamt 115 
Reisegewerbe 970 f. 
Reisekosten 563 
Reisevertrag 1031 f. 
Relative Unwirksamkeit 665 
reliance damages 549 
Renitenzeffekt 754 f. 
Rentenversorgungsverhältnis 930 
repeat player 7, 314 f., 377 f., 560, 600, 895 f., 

1055, 1134 f., 1139 f., 1142, 1155 
Reputation 704 f., 1125 
Regelfrist 804 
Reservefrist 804 
Residualbelastung 1023 
res integra 1123 
Restbeseitigungsrecht 718, 721 
Restitution 848 f. 
Restrisiko 330 
Rechtschuld Versicherung 1075 
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Restvertrag 580 
Reurecht 3-6, 78 ff., 875 
Reurechtsausschluß 722 ff. 
Reurechtsvereinbarung 78 ff. 
Revokationsversuch 21 
Rezeptionsintensität 769 
Rezeptionswahrscheinlichkeit 769 
Richterliche Kontrolle 476 f. 
Richterrecht 1150 f. 
Richtigkeitschance 1138 f. 
Richtigkeitsgewähr 544, 1138 f. 
Richtigkeitswahrscheinlichkeit 1138 f. 
Richtlinien 54-57, 245, 248 f., 788 
Richtlinienkonforme Auslegung 54-57, 59, 

136 f., 289 f., 293 f., 762 f., 779, 788 f., 798, 
893 f., 926, 1065 f., 1084-1087, 1091 f. 

Risikenfehleinschätzung 494 ff. 
Risikoaversität 787 
Risikogemeinschaft 946 f. 
Risikogeschäft 494 ff. 
Risikokostenanteile 620 
Risikoprämie 240, 570, 1134 
Risikoüberprüfung 532 f. 
Risikoverlagerung 1148 
Risikoverwaltung 946 f. 
Riskante Entscheidung 383-385 
Rollenmuster 223 f. 
Rollenspezifizität 223 f. 
Routineprogramm 1136 

- siehe auch Rationalisierungsmöglichkeiten 
Rückabwicklung 48, 600 ff., 875 ff., 882 ff. 
- vertragliche Regelung 949-951 
Rückabwicklungskosten 47 f., 1147 
Rückabwicklungsschwierigkeiten 912 ff., 

929 ff. 
Rückbezug, tatbestandlicher 846 
Rückdatierung 1064 
Rückerstattungsrecht 481 
Rückforderung 685 f. 
Rückgaberecht 892, 1009 ff., 1052, 1094 f. 
Rückkaufsmodell 908-910 
„Rücknahme" einer Beseitigungserklärung 

1108 f., 1110 
Rücknahme einer Vertragserklärung 99 f. 
Rückrufrecht 22 f. 
Rücksendung der Ware 633 f., 1043 
Rücksendungspflicht 885 ff. 
Rücksichtnahmepflicht 186 
Rücktritt 18 f., 23 f., 53 ff., 703 
Rücktrittsfolgenrecht 878 f., 882-884 
Rücktrittsrecht 18 f., 23 f., 53 ff., 62 f., 66 f., 81-

84, 149 f., 531 f., 878 f., 900 f., 1017 f. 
Rück Veräußerung 612 f. 
Rückwirkung 27-32, 178, 508 f., 1109, 1115 
Rumpfvertrag 61 f. 

Sacheigenschaft 395-397 
Sachfremde Überlegungen 860 
Sachgründungsgeschäfte 138 
Sachleistungsgläubiger 501 
Sachverständigengutachten 820 
Sachverständiger Rat 817-820 
Sachwalter 1005 f. 
Saldierung 927 
Sanktion 110 f., 187 ff., 604 f., 803 f., 853 ff., 

878 ff., 905 f., 917, 947 f., 1078 f., 1149 
Schaden 
- Vertrag als ~ 202-206 
Schadensabwicklung 31 
Schadensallokation 31 
Schadensersatzanspruch 183 ff. 
Schadensminderungspflicht 555 f. 
Schadensrecht 202 ff. 
Schadenswiedergutmachung 358 f. 
Schädigungsabsicht 339 
Scheck 449 f. 
Scheckwiderruf 449 f. 
Scheinerklärung 546 
Schenkung 172, 990, 1022 
Schiedsgutachten 983 
Schiff 106 f. 
Schiffsrechtegesetz 106 f. 
Schlechterfüllung 39 
Schlüsselgewalt 785 f. 
„Schraubenproblem" 1069 
Schriftfarbe 767 f. 
Schriftform 635-638, 793 f. 
Schriftgröße 767 f. 
Schriftlichkeit 638, 904 
Schriftstück 794 f. 
Schrifttype 767 f. 
Schriftzeichen 626 
Schuldbeitritt 286 f., 300 f., 783 
Schuldübernahme 150 f., 669, 959 
Schutzanliegen 
- situatives 224 ff., 1082-1084, 1151 ff. 
- vertragstypbezogenes 239 ff., 999-1001, 

1075 f., 1082-1084, 1140 f., 1155-1157 
Schutzbehauptung 1135 
Schutzgut der culpa in contrahendo 194 ff. 
Schutzkosten 1145 f. 
Schutzkumulation 1083, 1084 f. 
Schutzprinzip, sozialrechtliches 933 
Schutzübermaß 1136 f. 
Schutzwürdigkeit von Vertrauen 551 ff., 

1106 ff., 1129 
Schwächere Partei 397, 735 f. 
Schwebende Unwirksamkeit 33 ff., 58 ff., 

1067 f., 1165 f. 
Schwebende Wirksamkeit 33 ff., 58 ff., 65 ff. 
Schwebezustand 113 ff., 727 f., 731, 739 f. 
Schweigen 313, 523, 524-526, 835 f. 
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Schwerbehindertenschutz 20, 938 
Sekundärmarkt 612 f. 
Sekundärschutz 440 ff., 538 ff., 1124, 1128 
Selbständiger 227 f., 248 f. 
Selbstanfechtung 32, 641 f., 987 
Selbstbestimmung 303 f. 
Selbstbestimmungsrecht des Adoptierten 154 
Selbstbindung 4 
Selbsthilfe 1015, 1017 
Selbstschutz des Unternehmers 49-51, 1050 ff., 

1145 f. 
Selbstverantwortlichkeit 1148 
Selbstversicherung 826 
Selektive Wahrnehmung 740 
Sent Folder 631 
Seriositätsfrist 739 f. 
Seriositätssignal 270 f., 1004 f., 1025 f. 
Seriositätsstandard 270 
Sicherheitsspanne 825 
Sicherheitszuschlag 1134 f. 
Sicherungserklärung 571 f. 
Sicherungsgeschäfte 217, 503 ff., 571 f., 957 
- siehe auch Interzessionsgeschäfte 
Sicherungsgrundpfandrechtsbestellung 301-303 
Signalwirkung 770 
- siehe auch Seriositätssignal 
signing without reading 385 ff. 
Singularsukzession 992 
Sinneswandel 1110 f. 
Sittenwidrigkeit 611 f., 1044, 1130 
Situatives Schutzanliegen 224 ff. 
Skaleneffekte 719 f. 
Sofortiger Versicherungsschutz 1069-1071 
Software 517-519 
Softwarefehler 406, 415 
Sonderleistung 1028 f. 
Sonderwissen 319-321 
Sorgfaltskosten 380 
Soziale Konvention 698 
Soziale Stigmatisierung 359 f., 704 f. 
Soziales Reurecht 3-6 
Sozialrechtliches Schutzprinzip 933 
Sozial schädliche Informationen 321 f. 
Sozialverantwortung 543 
Speditionsvertrag 174 f. 
Spekulation 322 f., 394, 416 f., 495, 553 f., 

908 f., 1038, 1124 
Sperrfrist 135 f. 
Spezialitäts vorrang 1082, 1089 
Spezialvollmacht 716, 1062 f. 
Spezifizierungsaufforderung 698 f. 
Spezifizierungspflicht 695 ff. 
Sphäre 21, 542-545, 608, 1162, 1164 
Spiel mit dem Abgrund 374 f. 
Spontanäußerungen 329 
Spot-Geschäft 855 

Sprachakt 8 
Sprachrisiko 389-391 
Sprachunkundigkeit 389-391 
Sprungwerbung 964 
Staatliche Akte 483 ff. 
Staffelung von Gestaltungsrechten 733 
Standardisierung 753 f. 
Standesbeamter 679 
Startvorteil 1153 
Status 483 ff. 
Statusbegründende Erklärungen 483 ff., 595 ff. 
Statuserklärungen 483 ff., 595 ff., 988 f. 
Stellvertretung 119-121, 263 ff., 510-512, 657, 

786, 821, 972 f., 976 f., 991, 995, 1005 f., 
1061-1063 

Steuern 573-576 
Steuerungsfunktion 546 
Stifter 152 f. 
Stiftung 152 f., 678 
Stigmatisierung 359 f. 
Stornorecht 1013 ff. 
Strafanzeige 358-361 
Strafverfahren 358-361 
Strategisches Verhalten 316, 789-791, 835, 

854 f., 1069, 1126 
- siehe auch Opportunismus 
Streitgegenstand 700 
Strohmann 928 
Strukturelle Unterlegenheit 222 ff., 1129, 

1131 ff. 
Subjektiv-objektiver Standard 1128 
Subsidiarität 440 f., 1082 f. 
Substitutionswettbewerb 1005, 1137 
Sukzessive Beschlußfassung 140 
Sukzessivlieferungsverträge 276-280, 797 f., 

799 f. 
Synallagma 35 f. 

Täuschung 
- aktive 307 f. 
- arglistige 121 f., 303 ff. 
- durch Unterlassen 309 ff. 
- durch Werbeangaben 346 ff. 
- fahrlässige 187 ff., 343 ff. 
- Principles 1124 f., 1128 f. 
- über Drittbezug 1078 
- Vormund 121 f. 
Tagesgeld 602 
Tarif 934 
Tarifvertrag 79 f., 650 (173), 934 
Tatbestandsalternativität 1074 ff. 
Tathandlung 431 
Tatsachenbestätigung 1039 
Teilanfechtung 580, 715 ff., 1130 
Teilannahme 722 
Teilbarkeit 715-717 
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Teilbeseitigung 715 ff. 
Teilleistung 515 f. 
Teilleistungsverträge 276-280, 797 f. 
Teillieferung 796-798 
Teilrechtsausübung 715 ff. 
Teilrücknahme 715 
Teilunwirksamkeit 35 f 
Teilwiderruf 715. 
Telefax 630, 644 
Teleologische Reduktion 266, 929, 945, 1052, 

1092 f. 
Teleshopping 274-276 
Testament 9-11, 27, 69, 401-405, 597 f., 639-

641 ,655 
Testamentsanfechtung 401-405, 597 f., 804, 

980 f., 988 
Testamentsurkunde 9 f., 1099 f. 
Testamentswiderruf 9-11, 69, 417 f., 639-641, 

828, 987, 1099 f. 
- Widerruf 1099 f. 
Textform 626 ff., 766 f., 774 f., 778 
Themenangabe 1154 f. 
Tilgungsbestimmung 141 f., 572 f. 
Tilgungsverlauf 615 
Timesharingrecht 241 f., 743, 759, 792 f., 793, 

807 f., 855 f., 905-907, 1089 f., 1092 
Timesharingvertrag 48 f. 
Timidität 802 
Tochtergesellschaft 956 
Tod 828 
- siehe auch Erbfall 
Transaktionskosten 6 f., 49 f., 144, 328 f., 400, 

401, 563 f., 654 f., 656, 1144 
Transparenz 223, 1047, 1142 f. 
Transparenzgebot 769-771, 1050 
Transportkosten 517 
Transportrisiko 47 
Trennungsprinzip 693 
Treuepflicht 916 
Treu und Glauben 533, 724, 848 f. 
Trittbrettfahrer-Effekte 316 f., 398, 496 f. 
Typisierung 253 f., 267 f., 1135-1137, 1149 

Übel 349 
Übelssetzung 349 
Übereilung 222 ff. 
Übereilungsschutz 102 f., 222 ff., 629 
Überforderung 697 f., 1150 ff. 
Übergangsrecht 903 f. 
Überholendes Widerrufsrecht 88 ff., 466, 538-

540, 1059, 1077, 1104, 1123, 1127, 1130 f. 
Überlassung der Vermögensverwaltung 76 f. 
Überlebender Ehegatte 828 f. 
Überlegung 688 
Überlegungsfrist 4 f., 1003 
Übermäßiger Vorteil 1126 f., 1129 f. 

Übermittlungsanstalt 408 f. 
Übermittlungsrisiken 406 ff. 
Übermittlungsvorgänge 825 
Übernahmeerklärung 999-1001 
Überprüfungsobliegenheit 308 f. 
Überraschende Klauseln 1050 
Überrumpelung 222 ff., 233 f., 969 f., 1144, 

1150 ff. 
Überschußrechnung 927 
Überstürzung 1160 f. 
Übertragbarkeit von Beseitigungsrechten 989 ff. 
Übervorteilung 1125-1127, 1129 f. 
Überweisungsauftrag 175 f. 
Überweisungsvertrag 175 f. 
Überzeugung 748 f. 
Umdeutung 16 f., 97, 705 f., 874 f. 
Umlaufvermögen 917 
Umstandsmoment 834 f. 
Umwandlung 132 
Umwandlungsrecht 919 f. 
Unabhängigkeit 956 
Unbefristete Beseitigungsrechte 851 ff. 
unclean hands 916 
unconscionability 1126 
Unfreie Versendung 886 
UNIDROIT Principles 1121 ff. 
UN-Kaufrecht 99-101 
Unkenntnis 341 f. 
Unselbständigkeit 992-994 
Unsicherheitseinrede 500 f. 
Unteilbare Spezialvollmacht 716 
Unteilbarkeit 715-717 
Unterhalt 595 
Unterlassene Hilfeleistung 1162 
Unterlassen eines Widerrufs 539 
Unterlassungsverpflichtung 452, 539 
Unterlegenheit 222 ff. 
Unternehmensverträge 132 ff., 138 f. 
Unternehmerrisiko 250 
Unterschieben von Texten 387 f., 774 
Unterschreiben 385 ff. 
Unterschrift 626, 771 ff. 
- Verweigerung 776-778 
Unterstreichung 768 
Untersuchungskosten 1145 
Unterwerfung 1006 
Unverzüglichkeit 815 ff. 
Unwirksamkeit 
- relative 665 
- schwebende 33 ff., 58 ff., 1165 f. 
Unwirksamkeitsverbünd 670, 1093 f. 
Unzweideutigkeit bei Anfechtungserklärungen 

714 f. 
Urheberrecht 22 f. 
Urkunde 218 
Urlaub 807 
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Urlaubsrecht 930 f. 
UWG-Novelle 348 f. 
UWG-Reform 348 f. 

Validierung 144 
Vaterschaftsanerkenntnis 152 f., 488 f., 643, 

988 
Vaterschaftsanfechtung 488 f., 988 f. 
venire contra factum proprium 39 f., 724 
Verantwortlichkeitsallokation 413 f. 
Verantwortung des Erklärungsadressaten 

1119 f. 
Verband 912 ff., 1158 
Verbandsklage 1031, 1158 
Verbandsrecht 912 ff. 
Verbraucher 
- Definition 243 ff. 
- siehe auch Verbraucherschutzrecht 
Verbraucherbedürfnis 41 f., 1067 
Verbraucherkreditrecht 239-241, 292 ff., 302 f., 

603 f., 765 f., 782-784, 793 f., 899 f., 902-
904, 1043 

Verbraucherkreditvertrag 48, 853 
Verbraucherschutzrecht 222 ff., 513-515, 

599 ff., 699 f., 949 f., 1158 f. 
- Form des Widerrufs 625 ff. 
- Frist für Widerruf 739 ff. 
- Fristbeginn für Widerruf 742 ff., 752 ff., 

791 ff. 
- Fristlänge für Widerruf 803 ff. 
- Kompensationspflicht 599 f. 
- Rückabwicklung 600 ff., 882 ff. 
- Rückgaberecht 1012 f. 
- Verhandlungsgehilfen 966 ff. 
- Verzicht auf Widerrufsrecht 1063 ff. 
- Vollmacht 472-474 
- Widerruf 33 ff., 625 ff. 
- Widerrufsfolgen 882 ff. 
Verbundene Geschäfte 670 ff., 762, 763 ff., 

958 f., 1090-1093 
Verdacht 749 
Verdrängende Vollmacht 995 
Vereinbartes Widerrufsrecht 465 f. 
Vereinbarung eines Reurechts 78 ff., 1003 ff. 
Vereinbarungskontrolle 1027 ff. 
Vereinbarungstatbestand 872 f. 
Vereinbarung von Kompensationspflichten 

1041 f., 1048 
Vererblichkeit von Beseitigungsrechten 985-

988, 992 
Verfügung Nichtberechtigter 140 f. 
Verfügungserklärung 461 f., 693 
Verfügungsrecht 460 ff. 
Verfügungstatbestand 103 f. 
Verfügungs verbot 143 ff. 
Vergangenheit 930 

Vergleich 505 ff., 568 f. 
Vergleichsgebühr 568 f. 
Vergleichsgeschäfte einer AG 138 
Vergütung 602 f. 
Vergütungsfestsetzungen 529-531 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 550, 853 ff. 
Verhaltener Anspruch 593 
Verhandlungen 814 f. 
Verhandlungsführer 955 f. 
Verhandlungsgehilfen 966 ff. 
Verhandlungsstärke 1132 ff. 
Verhandlungsstoff 962 
Verhandlungstaktik 311 f., 330,368 f., 374,690, 

835, 955, 1154 
Verhandlungsmacht 956 
Verifikation 305 f. 
Verjährungsfrist 808 ff. 
Verjährungsrecht 808 ff., 930 f. 
Verkäufer 662 
Verkaufsprospekt 212 f. 
Verkehrsschutz 921, 923 
- siehe auch Vertrauensschutz 
Verkehrssicherungspflicht 937 f. 
Verkehrsteuern 573 f. 
Verleihung der Rechtsfähigkeit 921 
Verleiten 835 f., 1119 
- siehe auch Täuschung 
Verluste 570 f., 573 
Verlustrechnung 927 
Verlustrisiko bei Erklärungen 821 ff. 
Vermittler 445 
Vermögensgesetz 482 
Vermögensschaden 202-206 
Vermögensverwaltung 76 f. 
Vermutung aufklärungsrichtigen Verhaltens 

210 f. 
Vernehmungstheorie 95 
Vernichtung eines Testaments 9 f. 
Versandhandelsprivileg 782 
Verschlechterungseinrede 500 f. 
Verschulden 443 f., 1122 f. 
Verschuldensprinzip 371, 1123 
Verschuldensunabhängige Haftung 541 ff. 
Verschuldungsrisiko 297 
Versehen 789, 854 
Versicherer 881 f. 
Versicherung 551, 994 f., 1146 
Versicherungsrecht siehe Versicherungsver-

tragsrecht 
Versicherungspolice 795 
Versicherungsschein 795 
Versicherungsschutz, sofortiger 1069-1071 
Versicherungsvertragsrecht 56 ff., 242 f., 332 f., 

515 f., 531-534, 638, 795 f., 856, 904 f., 
946 f., 1069-1071, 1075, 1087 f., 1093 f. 

Verschmelzung 919 
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Versprechensempfänger 162 f., 587 f., 658-660 
Verstreichenlassen einer Frist 849-851 
Verteidigungsmaßnahmen 696 
Vertragliche Beseitigungsrechte 78 ff., 911 f., 

1003 ff., 1071, 1094 f. 
Vertragliche Rückabwicklungsregelung 949-

951 
Vertragsabschlußkosten 563 f. 
Vertragsabschlußmarkt 610 f. 
Vertragsabschlußschaden 549 
Vertragsabschlußtatbestand 15 
Vertragsänderung 651 f. 
Vertragsaufhebung 176 ff., 183 ff. 
Vertragsausführung 15 f., 23 f. 
Vertragserfüllungskosten 566 
Vertragserfüllungsschaden 549 
Vertragsgewinn 1117 
Vertragskonditionen 1067 
Vertragskosten 906 f. 
Vertragsschluß 744-746, 757 f. 
Vertragsstrafe 571, 1041 
Vertragsübernahme 669 f., 997 ff. 
Vertragsunterlagen 794 f. 
Vertragsurkunde 794 f. 
Vertragswidriges Verhalten als Drohmittel 366-

368 
Vertragszins 601, 603 
Vertrag zu Gunsten Dritter 162 ff., 460, 587 f., 

658-660, 974 
Vertrauensschaden 474 f., 549 ff., 1105 f. 
Vertrauensschutz 96, 98, 435 ff., 538 ff., 927 f., 

1102, 1106 ff. 
- siehe auch Gutglaubensschutz 
Vertrauenstheorie 1127 
Vertrauenswürdigkeit 497 ff. 
Vertretererklärung 93 f. 
Vertretergeschäft 452, 468 ff., 591 ff. 
Vertreter ohne Vertretungsmacht 119-121 
Vertriebsmethoden 274-276, 1152 
Vertriebspersonal 225, 231-234, 517 
Verwahrung 111 
Verwaltungskosten 606 
Verwaltungskostenanteile 620 
Verweigerung der Unterschrift 776-778 
Verwendungsrisiko 1124 
Verwendungszweckstörung 1003 f. 
Verwirkung 521, 554, 712 f., 834 ff. 
Verzicht 918 f., 1058 ff. 
Verzögerungsrisiko 821 ff. 
Verzugszins 259 f. 
Viktimisierung 354 f. 
Viktimologie 354 f. 
Vinkulierung 924 
vir constans 802 
VOB/A 585 f. 
Volatile Märkte 509 f. 

Völlendung der Erklärung 35 
Vollmacht 70, 93 f., 436 f., 452,468 ff., 591 ff., 

716, 1061-1063, 1131 
Vollmachtsurkunde 470 
Völlstreckungsgegenklage 1008 
Vollzug 931 
Vorangegangenes Verschulden 443 f., 553, 

864 f. 
Vorbehalt 1097-1099 
Vorbereitung von Folgemaßnahmen 820 f. 
Vorfälligkeitsentschädigung 614 ff. 
Vörgehalt eines Arbeitnehmers 336 f. 
Vorhaltekosten 46 f., 49 f., 416, 428 f., 517, 

1136 
Vorkenntnisse 312 f. 
Vorkommission 115 
Vorläufige Deckungszusage 57 
Vorläufiger Insolvenzverwalter 142 ff. 
Vorleistungspflicht 888, 1053 
Vormund 121 ff., 676 f. 
Vormundschaftsgericht 121 ff., 676 f., 678 f. 
Vorrang der Individualvereinbarung 1049 
Vorsatz 339 f., 444 
Vorschußanspruch 887 f. 
Vorsicht 1022 
Vorsichtskosten 417, 428, 1145 
Vorsichtsprinzip 267 
Vorteil, übermäßiger 1126 f., 1129 f. 
Vorteilsausgleichung 203 f. 
Vorvertrag 86, 217 
Vorvertrags-AGB 1045 f. 
Vorweggenommene Erbfolge 
Vorzeitige Erfüllung 520 
Vorzeitige Schlechterfüllung 39 

Wahlrecht 1095 f., 1100 f. 
Wahrscheinlichkeit 50 f., 754 f., 853, 1119 
Ware 
- Erhalt 796 ff. 
- Rücksendung 633 f., 1043 
Warnfunktion 766 f., 772 
Website 631-633, 780-782 
Wechselbezügliche Verfügungen 639-641, 655, 

828 f. 
Wegfall der Bereicherung 454, 602 f. 
- siehe auch Entreicherungseinrede 
Wegfall der Geschäftsgrundlage 172, 558, 1004 
Weiterbeschäftigung 930 
Weiterbeschäftigungsanspruch 930 
Werbeangaben 346 ff. 
Werbeanstrengungen 1145 
Werbegeschenk 769, 1047 
Werbematerial 965 
Werbewirksamkeit 1025 f. 
Werbung 6, 346 ff., 963-966, 1157-1160, 

1167 f. 
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Wert einer Arbeitsleistung 934 
Wert eines Beseitigungsrechts 994 f. 
Wert eines Gegenstands 495-497 
Wertersatzpflicht 878 f., 883 f., 891 ff., 929 f. 
Wertgrenze 888-890 
Wertpapier 212 f., 447 ff. 
Wertpapierrecht 447 ff. 
Wertschätzung 1157 
Werturteil 305 f., 332 
Wertverlust 894 f., 898 f. 
Wettbewerbsmarkt 1137, 1146 
Wettbewerbspolitik 1152 
Wettbewerbsrecht 1158-1160 
Wettbewerbswirtschaft 1146 
Wetten 509 
Widerrechtliche Drohung 349 ff. 
Widerrechtlichkeit der Täuschung 338 
Widerruf 
- Adressat 656 ff., 760 f. 
- Aneignungsgestattung 77 f., 111 f. 
- Angebot 98 f. 
- Annahme nach § 151 BGB 97 f. 
- Anweisung 77, 1045 
- Arbeitsvertragliche Sonderleistung 1028 f. 
- Arbeitszeugnis 166-168 
- Auslobung 417 f., 1059 
- Ausübungswahrscheinlichkeit 754 f., 853, 

1147 
- bei behördlicher Genehmigungsbedürftigkeit 

147-150 
- Belehrung 753 ff. 
- Bezugsberechtigung bei Kapitallebensversi-

cherung 163-166 
- Dienstzeugnis 166-168 
- Ehenamensrecht 169 f., 643, 679, 991 
- Eingetragene Lebenspartnerschaft 643, 1100 
- Einigungserklärung 101 ff., 540 
- einseitiger Erklärung 68 ff. 
- Einwilligung 70-72, 437 f., 642 
- Ermächtigung 72 
- Folgen 758 ff. 
- Genehmigung 73 
- Genehmigungsverweigerung 73 f. 
- Heilbar unwirksame Rechtgeschäfte 155 f. 
- Lästigkeitswert 755, 994 f. 
- Machtgeschäfte 69 ff., 419 f., 450-452 
- Musterbelehrung 759 ff. 
- Patentrecht 170 f. 
- Pendenzwiderrufsrecht 113 ff. 
- Rechtsaufgabeerklärung 112 f. 
- Scheck 449 f. 
- Stifter 152 f. 
- Testament 417 f., 639-641 
- Tilgungsbestimmung 141 f. 
- überholender 88 ff., 420, 538-540, 1059, 

1077, 1123, 1127, 1130 f. 

- Überlassung der Vermögensverwaltung 76 f. 
- Vaterschaftsanerkenntnis 152 f., 642 
- verbraucherschützender 33 ff., 599 f., 625 ff., 

739 ff., 823, 882 ff., 1011 f. 
- verspäteter 97 f. 
- Vertrag zu Gunsten Dritter 162 ff. 
- Vollmacht 70, 93 f., 436 f., 1131 
- Widerruf 1099 ff. 
Widerrufeines Testaments 9-11,69,417 f., 639-

641 
Widerruf eines Widerrufs 1099 ff. 
Widerruflichkeit 70 f. 
Widerrufsabsicht 10 f. 
Widerrufsausschlüsse 71 f. 
Widerrufsbelehrung 660 ff., 668 f., 743 f., 

752 ff., 1079 f. 
- siehe auch Belehrungsobliegenheit 
Widerrufsfolgen 875 ff., 882 ff. 
Widerrufsrecht 33 ff., 68 ff., 88 ff., 113 ff., 

162 ff. 
- prozessuales 479 
- siehe auch Widerruf 
Widerrufsvorbehalt 86 f., 156 ff., 420, 650 f., 

679-681, 877 f., 1005 f., 1020 f., 1022-1025 
Widerrufswahrscheinlichkeit 50 f., 853, 1147 
Widerspruch 524, 1107 f. 
Widerspruchsfreiheit 494 
Widerspruchsrecht 58 ff. 
Wiederanlage 615 f. 
Wiederanlagerendite 615 f. 
Wiederanlagezinssatz 617, 619 
Wiederaufnahme im Prozeßrecht 848 f. 
Wiederaufnahme selbständiger Tätigkeit 256 
Wiedergabemöglichkeit 627 ff. 
Wiedergutmachung 358 f. 
Wiederholungsgefahr 1158 
Wiederholungsmöglichkeit 826-828 
Wille 28, 30 f. 
Willensbeugung siehe Drohung 
Willensbeugungsdelikt 800 
Willensdogma 29-31, 1127 
Willensfreiheit 222, 303 f. 
Willensmängel 
- bei Eingehung der Ehe 485 f. 
- siehe auch Drohung, Irrtum, Täuschung 
windfall profit 998 f. 
„Windhundrennen" 922 
Wirksamkeit 
- schwebende 33 ff., 58 ff., 65 ff. 
Wirksamwerden von Erklärungen 538 
Wirtschaftliche Notlage 1126, 1129 
Wirtschaftliche Unabhängigkeit 956 
Wirtschaftlich-tatsächliche Betrachtungsweise 

575 
Wirtschaftsordnung 4 
Wissenserklärung 167 
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Wohlfahrt 267 f., 380-382 
Wohlfahrtssteigerung 267 f. 
Wohl verhalten 1023 f. 
Wohnung 225-227 
Wucher 1130 

Zahlungsunfähigkeit 598 f. 
Zedent 657 f. 
Zeitdruck 1152-1154 
Zeitmoment der Verwirkung 836 
Zeitpunkt 17 f. 
Zerreißen 9 f. 
Zession 141 f., 457-460,462 f., 588-590,657 f., 

989 f. 
Zessionar 457-460, 657 f. 
Zessionserklärung 458 f. 
Zessionskette 589 
Zeugnis 163-166 
Zielkonflikt 400 
Zins 601,899 
Zinserwartung 616 f. 
Zinshöhe 997 f. 
Zinskurve 616 
Zinsmargenschaden 619 
Zinssatz 601, 617 
Zinsstrukturkurve 616 
Zinsverschlechterungsschaden 619 

Zuckerbrot und Peitsche 955 
Zuflußprinzip 620 
Zugang 90-93, 94-97, 538, 668, 744, 779 f., 

822 f. 
Zugeständnis 329 f. 
Zugewinngemeinschaft 128 f. 
Zumutbarkeit 853 ff. 
Zurechnung 953 ff. 
Zurückbehaltungsrecht 1053 
Zurückhalten der eigenen Leistung 49 f. 
Zurverfügungstellen 794 f. 
Zustimmung 143, 178-180, 913 f. 
Zustimmungsvorbehalt 142 ff., 955 f. 
Zuwendungsverzicht 829 f. 
Zwangslage 800-802, 1152, 1162 f. 
- vermeintliche 1164 
Zwangsversteigerung 585 
Zwangsvollstreckungsrecht 933 
Zwang zur Ausübung eines Rechts 845 
Zwang zur Erklärungsabgabe 725-728 
Zweckerfüllung 512 ff. 
Zweiaktigkeit 426 ff. 
Zweifelsvorbehalt 309 
Zweigliedrigkeit des Tatbestands 44 f. 
Zweiseitiges Rechtsgeschäft 872 ff. 
Zwei-Urkunden-Modell 767 
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